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In dieser Ausgabe DEMOGRAPHISCHER WANDEL UND POLITISCHES SYSTEM

Die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels auf die Stimmrechte 
der einzelnen Bundesländer im Bun-
desrat: Eine Projektion

Der demographische Wandel wirkt sich auch 

auf die föderalen Strukturen Deutschlands 

aus. So ist die Vergabe der Stimmrechte der 

Bundesländer direkt an die amtlichen Bevölkerungszahlen in den einzelnen Bundesländern 

gekoppelt. Aufgrund der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung, wie sie etwa in der 11. Koor-

dinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und der Länder vorhergesagt wird, 

könnten sich vor dem Hintergrund einer rückläufi gen Bevölkerung – und dem nach wie vor 

anhaltenden Trend großer Wanderungen von Ost- nach Westdeutschland – Konsequenzen 

für die Stimmenzahl der Länder im Bundesrat ergeben. Wie diese Entwicklung sich auswir-

ken könnte, zeigt dieser Beitrag anhand einer Projektion der Bundesratsstimmen für die 

Bundesländer bis zum Jahr 2050. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass die Bundeslän-

der Hessen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in mittelfristiger Zukunft dem demographisch 

bedingten Verlust einer Stimme im Bundesrat unterliegen könnten. Darüber hinaus wird ein 

Algorithmus vorgestellt, der die Bundesratsstimmen abhängig 

von den Bevölkerungszahlen der Bundesländer, aber unabhän-

gig von Wachstums- und Schrumpfungstrends der Bevölkerung 

Deutschlands generiert und gleichzeitig die Vorgaben des Grund-

gesetzes berücksichtigt. (Seite 10)

DEMOGRAPHISCHER WANDEL IN DEUTSCHLAND

Demographisches Know-How aus erster Hand: Informationen zum 
demographischen Wandel für Bundesministerien in Berlin

n nahezu allen Bundesministerien gibt es eigene Referate und Arbeits-

gruppen, die sich mit den Folgen des demographischen Wandels für das 

jeweilige Ressort befassen. Grund genug für das BiB und das Statisti-

sche Bundesamt, im Rahmen einer Informationsveranstaltung für Refe-

ratsleiter und Referenten in Berlin die grundlegenden demographischen 

rends, unter anderem die rückläufi gen Geburtenzahlen, die Migrations-

ntwicklung, die demographische Zukunft Deutschlands sowie Forschungs-

ergebnisse aus speziellen Projekten vorzustellen. Fragen wie die zunehmende Alterung, der 

sogenannte „Brain Drain“ gutausgebildeter Akademiker oder die Entwicklung der zukünfti-

gen Bevölkerungszusammensetzung Deutschlands standen darüber hinaus im Mittelpunkt 

der Präsentationen und Vorträge. (Seite 3)
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DEMOGRAPHISCHER WANDEL

Demographisches Know-How aus erster Hand: 
Informationen zum demographischen Wandel, veranstaltet vom BiB und 
vom Statistischen Bundesamt für Bundesministerien in Berlin 

Der demographische Wandel ist in vollem Gange und wird auch zukünftig weiter an Bedeutung für die 
Gesellschaft in Deutschland gewinnen. Auch die politischen Entscheidungsträger bleiben von dieser Ent-
wicklung nicht unberührt. So gibt es in nahezu allen Bundesministerien eigene Referate und Arbeits-
gruppen, die sich mit den Folgen des demographischen Wandels für das jeweilige Ressort befassen. 
Grund genug für das BiB sowie das Statistische Bundesamt im Rahmen einer Informationsveranstaltung 
in Berlin für Referatsleiter und Referenten die grundlegenden demographischen Trends, unter anderem 
die rückläufi gen Geburtenzahlen, die Migrationsentwicklung, die demographische Zukunft Deutschlands 
sowie Forschungsergebnisse aus speziellen Projekten vorzustellen.

In insgesamt sechs Vorträgen wurde das weite Feld 

der Demographie in den grundsätzlichen aktuellen 

Fragestellungen und Forschungsergebnissen präsentiert. 

So zeigte Bettina Sommer in ihrem Beitrag anhand der 

11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung Vari-

anten der demographischen Zukunft Deutschlands, die 

von umfangreichen Verschiebungen in der Altersstruktur 

der Bevölkerung geprägt sein wird (vgl. Abb.1). Mit ein 

Grund dafür ist der schnelle Anstieg des Anteils älterer 

Menschen. In Deutschland werden darüber hinaus in Zu-

kunft weniger Menschen leben, so Sommer, da die Gebur-

tenzahlen zurückgehen und mehr Menschen sterben als 

geboren werden. 

Der demographische Wandel kam nicht über 
Nacht

Dass dieser Trend nicht über Nacht über Deutschland 

hereinbrach, sondern bereits vor mehr als 30 Jahren be-

kannt war, betonte die Direktorin des BiB, Prof. Dr. Char-

lotte Höhn. So ist seit dem Erscheinen der 4. koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung von 1973/74 klar gewe-

sen, dass es bei anhaltend niedrigem Geburtenniveau mit 

und ohne Zuwanderung zu einer erheblichen Alterung 

der Bevölkerung nach 2010/15 kommen würde. Dass 

der demographische Wandel zwischenzeitlich in Verges-

senheit geriet und erst mit dem Beginn des neuen Mille-

niums wieder ins Blickfeld der Öffentlichkeit rückte, war 

auch die Folge von um das Jahr 2000 veröffentlichten 

Bevölkerungsprognosen, die einen „demographischen 

Wandel“ (ein Sammelbegriff für niedriges Geburtenni-

veau, Langlebigkeit, Zuwanderung und Integration, Fol-

gen der demographischen Alterung) zeigten. Ihrer An-

sicht nach wird sich die Politik noch stärker mit den 

Auswirkungen des demographischen Wandels beschäf-

tigen müssen, wobei demographische Fragestellungen 

in Politik und Öffentlichkeit bereits ein breiteres Interes-

se gefunden haben. So fi ndet der demographische Wan-

del nun in Teilbereichen der Sozialversicherungen (vor 

allem in der gesetzlichen Renten- und Pfl egeversiche-

rung), in der Familien-, in der Finanz-, in der Arbeits-

marktpolitik und zunehmend auf regionaler Ebene Be-

rücksichtigung. 

Bevölkerung im Erwerbsalter (20 bis unter 65 Jahre)
nach Altersgruppen

Ab 2006 Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung

Statistisches Bundesamt 2006 - 15 - 1306

2020

5

10

15

20

25

30

0

Millionen

5

10

15

20

25

30

0

Millionen

2005 2015 2025 2035 204520302010 2040 2050

50- bis unter 65-Jährige

20- bis unter 30-Jährige

30- bis unter 50-Jährige

„mittlere” Bevölkerung,
Untergrenze

Abb. 1: Zukünftige Entwicklung der Bevölkerungszahl in Deutsch-
land nach Varianten. Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungs-
vorausschätzung des Bundes und der Länder



4  BiB-MITTEILUNGEN 03/2008

Aktuelles aus dem BiB BiB-Mitteilungen

Der Generationenkonfl ikt fi ndet nicht statt – 
Generationensolidarität zwischen Jung und Alt

Dass es um die Generationensolidarität zwischen 

Jung und Alt recht gut bestellt ist, zeigte Jürgen Dorb-

ritz vom BiB anhand von Analysen der Population Policy 

Acceptance Study aus dem Jahr 2001. Damals wurde be-

reits deutlich, dass die jüngere Generation bereit ist, Hil-

feleistungen für die ältere Generation zu erbringen und 

die Älteren diese Hilfe auch wünschen. Dass dieser Trend 

anhält, belegen die Daten einer neueren Studie, des Ge-

nerations and Gender Survey, aus dem Jahr 2005. In die-

sem Survey wurde anhand der räumlichen Distanzen zwi-

schen Kindern und Eltern und der Häufi gkeit der Besuche 

gezeigt, wie in Deutschland die Realisierung von Gene-

rationenbeziehungen entwickelt ist. Demnach haben, so 

Dorbritz, nahezu zwei Drittel der Kinder gute Bedingungen 

(sie leben in der Nähe und besuchen öfter die Eltern), 

um Generationensolidarität zu leben. Lediglich eine kleine 

Gruppe von drei Prozent nutzt die Chance bei günstigen 

Bedingungen nicht.

Immer weniger Kinder – warum? 
Forschungsergebnisse und -defi zite

Eine der Ursachen für den demographischen Wandel 

sind Veränderungen im Geburtenniveau. Mit 1,3 Kindern 

je Frau liegt Deutschland gegenwärtig weit unter dem Re-

produktionsniveau von 2,1 Kindern je Frau und somit stell-

te sich für Olga Pötzsch von Destatis die Frage: „Was wis-

sen wir darüber hinaus?“ Anhand einer neuen Studie aus 

einer Zusatzbefragung zum Mikrozensus über Geburten 

und Kinderlosigkeit konnte sie zeigen, dass die nied-

rige durchschnittliche Kinderzahl je Frau in Deutsch-

land zuerst durch den Rückgang der kinderreichen 

Familie und später durch eine zunehmende Kinderlo-

sigkeit zustande kam. Auffällig war dabei im vergan-

genen Jahr der Anstieg der Geburtenhäufi gkeit in den 

neuen Bundesländern. Insgesamt wurde allerdings in 

der anschließenden Diskussion deutlich, wie unterer-

forscht dieses Gebiet noch ist.

„Brain drain“ oder „Brain Circulation“? – 
Von Auswanderern und Rückkehrern  

Zieht es die Besten ins Ausland? Angesichts der 

großen medialen Aufmerksamkeit dieses Themas 

in den vergangenen Jahren beschäftigte sich Leno-

re Sauer vom BiB intensiv mit dieser Frage und kam zur 

Schlußfolgerung, dass es sowohl „brain drain“ als auch 

„brain circulation“ (also eine Rückkehr der Wissenschaft-

ler nach Deutschland nach geraumer Zeit) gibt. Es hat 

ein Anstieg der internationalen Auswanderung Deutscher 

stattgefunden, wobei der Anteil der Auswanderer mit ho-

her Qualifi kation größer ist als der Hochqualifi zierter bei 

der nicht-mobilen deutschen Bevölkerung. Aber auch un-

ter den Rückwanderern fi ndet sich ein großer Anteil mit ei-

ner hohen Qualifi kation. 

Rückgang des Bevölkerungsanteils mit Migrations-
hintergrund bis 2030

Einen Vergleich der heimischen Bevölkerung zu der 

mit Migrationshintergrund präsentierte Gunter Brückner 

von Destatis. Er zeigte unter anderem, dass die Bevöl-

kerung mit Migrationshintergrund ein höheres Risiko für 

schlechte Startchancen (kein Schul-/Berufsabschluss) und 

für schlechte Arbeitsmarktbedingungen (Stichworte: Ar-

beitslosigkeit, geringfügige Beschäftigung, geringes Ein-

kommen, Armut) hat. Darüber hinaus ist der Anteil die-

ser Bevölkerungsgruppe in Deutschland ungleich verteilt, 

wobei sich in den neuen Bundesländern niedrigere Anteile 

fi nden. Die Daten des Mikrozensus des Statistischen Bun-

desamtes zeigen einen rückläufi gen Anteil an Zuwande-

rern zugunsten der in Deutschland geborenen Nachkom-

men. Für die mittelfristige Dynamik der Migration wäre 

von einem Rückgang des Bevölkerungsanteils mit Migra-

tionshintergrund auszugehen, wenn sich die Entwicklung 

der letzten 5 bis 10 Jahre fortsetze, so Brückner.  

Nach den Daten des Generations and Gender Survey des BiB zeigt 
sich, so Jürgen Dorbritz vom BiB (ganz rechts), dass  die Generatio-
nensolidarität zwischen Jung und Alt funktioniert. Nahezu zwei Drittel 
der Kinder leben in der Nähe und besuchen öfter die Eltern.
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Neuaufl age der Veranstaltung im nächsten Jahr?
Aufgrund der insgesamt positiven Resonanz und einer 

regen Beteiligung seitens der Teilnehmer sowie der Bri-

sanz des Themas ist geplant, eine vergleichbare Veran-

staltung auch im Jahr 2009 durchzuführen, bzw. diese bei 

Bedarf auch jährlich mit wechselnden Themen zu etab-

lieren.

(Christian Fiedler, Bernhard Gückel, BiB)

LITERATUR AUS DEM BIB

In der Reihe „Materialien des BiB“ sind erschienen:
Band 127: Annelene Wengler, Heike Trappe und Christian Schmitt: 
Partnerschaftliche Arbeitsteilung und Elternschaft
Analysen zur Aufteilung von Hausarbeit und Elternaufgaben auf Basis des  
Generations and Gender Survey. Wiesbaden 2008

Der Band 127 möchte dieser Frage nachgehen und 

die Veränderungen geschlechtsspezifi scher Arbeits-

teilung im Haushalt genauer beleuchten. Auf der Daten-

grundlage des Generations and Gender Survey (GGS), 

in dem auch relevante Angaben zur Aufgabenteilung im 

Haushalt erhoben wurden, untersuchen die Autoren mit-

hilfe multivariater Analysen, in welchen Bereichen und in 

welchem Ausmaß ein Wandel der Aufteilung der Hausar-

beit stattgefunden hat. 

Es zeigt sich, dass bei keiner der betrachteten Gruppen 

eine gleichberechtigte Arbeitsteilung innerhalb der Part-

nerschaft nachgewiesen werden konnte, oder mit ande-

ren Worten: „Frauen übernehmen weiterhin mit Abstand 

den größten Teil der Routine-Hausarbeiten und Elternauf-

gaben“. Dies vor dem Hintergrund, dass die Erwerbsbetei-

ligung von Frauen in den letzten Jahren deutlich angestie-

gen ist und sie sich somit einer doppelten Beanspruchung 

in der Familien- und Arbeitswelt gegenübersehen. 

Besonders wenn Kinder im Haushalt leben, werden die 

innerfamilialen Aufgaben traditionell verteilt. Aber auch im 

Rahmen einer Ehe und wenn die Partner längere Zeit zu-

sammengelebt haben, zeigt sich das traditionelle Rollen-

modell.  

Anhand der Daten lässt sich feststellen, dass sich in 

Bezug auf die Rollenvorstellungen ein Einstellungswan-

del zu vollziehen beginnt. Eine gleichmäßige Aufteilung 

der innerfamilialen Arbeiten wird von immer mehr Paa-

ren angestrebt, wobei sich die alltägliche Praxis der Ar-

beitsteilung in den Partnerschaften jedoch nicht umfas-

send verändert hat. 

Spielt das Alter dabei eine Rolle? Der Vergleich der Al-

tersgruppen zeigt, dass die Befragten im Alter zwischen 

18 und 32 Jahren ihre Routine-Hausarbeiten innerhalb der 

Partnerschaft tendenziell eher egalitär verteilen als die äl-

teren Befragten. Bei den Befragten im mittleren Alter (33-

48 Jahre) lässt sich eine besonders traditionelle Aufteilung 

der Hausarbeit nachweisen. Die Bilanz des Wandels fällt 

allerdings insgesamt eher verhalten aus. 

Zwei Determinanten üben einen nachweisbaren Effekt 

auf die Aufteilung häuslicher Arbeiten aus: die neben der 

Erwerbsarbeit verfügbare Zeit und die Geschlechterrollen-

vorstellungen. So wirkt sich ein steigender Erwerbsumfang 

„Das bisschen Haushalt“, „Arbeitsplatz Herd“, „Immer Ärger mit dem Liebsten“ – schon die Überschriften 
der überregionalen Tageszeitungen zum Thema Arbeitsteilung im Haushalt suggerieren, dass sich die 
Rollenverteilung im Haushalt in den letzten Jahren wenig bis gar nicht geändert zu haben scheint – oder 
hat tatsächlich ein Umdenken stattgefunden? Neuere Studien zeigen deutlich, dass sich hinsichtlich der 
Arbeitsteilung im häuslichen Bereich ein Einstellungswandel vollzogen hat, wobei bisher ungeklärt ist, ob 
diesem Wandel eine tatsächlich egalitär ausgeprägte Hausarbeitsteilung folgt.
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Band 126: Ralf Mai, Frank Swiaczny (BiB): Demographische Entwicklung – 
Potenziale für Bürgerschaftliches Engagement. Wiesbaden 2008

Bürgerschaftliches Engagement ist von großer Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt der Gesell-
schaft und die Lebensqualität im Lebensumfeld des Einzelnen. Deshalb widmet sich eine soeben er-
schiene Studie des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung der Frage, wie sich die demographische 
Entwicklung auf die Potenziale für bürgerschaftliches Engagement auswirken wird, welcher zusätzliche 
Bedarf an solchen freiwilligen Diensten entsteht und inwieweit die Bereitschaft geweckt werden kann, 
sich im Dienste der Mitmenschen zu engagieren. 

von Frauen positiv auf eine ausgeglichenere Aufteilung 

von Routine-Hausarbeiten und von Elternaufgaben aus. 

Darüber hinaus bewirken egalitäre Geschlechterrollenvor-

stellungen eine gleichmäßige Aufteilung der Aufgaben auf 

beide Partner. Zwei weitere einfl ussreiche Determinanten 

häuslicher Arbeitsteilung sind die Partnerschaftsform und 

das relative Einkommen: So werden bei nichtehelichen Le-

bensgemeinschaften und bei steigendem Einkommen der 

Frau Routine-Hausarbeiten und Elternaufgaben gleichmä-

ßiger aufgeteilt. Desweiteren zeigt sich, dass das Vorhan-

densein von Kindern (wobei die Zahl der Kinder keine Rol-

le spielt) zu einer traditionelleren Verteilung der Aufgaben 

führt; leben keine Kinder im Haushalt wird häufi ger eine 

egalitäre Arbeitsteilung praktiziert. 

 

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)

Die Alterung der Bevölkerung und ein regional unter-

schiedlicher Bevölkerungsrückgang werden dazu füh-

ren, dass die Bedeutung bürgerschaftlicher Tätigkeiten in 

Zukunft zunimmt. So ist bürgerschaftliches Engagement 

in einer alternden Gesellschaft in zwei-

facher Hinsicht von Nutzen: Zum einen 

kann sich das Engagement gerade 

älterer Menschen positiv auf die ei-

gene Gesundheit und das persönliche 

Wohlbefi nden auswirken. Zum andern 

können freiwillige Leistungen für die 

Allgemeinheit in schrumpfenden und 

alternden Regionen dazu beitragen, 

die Versorgungsstrukturen vor Ort 

zu unterstützen. Besonders dort, wo 

die öffentliche Daseinsvorsorge nicht 

mehr die gewohnte Unterstützung lie-

fern kann und Familiennetzwerke nicht 

immer vorhanden sind, spielt bürger-

schaftliches Engagement eine wichtige 

Rolle.

Bürgerschaftliches Engagement kann sich in vielfäl-

tigen Formen wie Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und aktiver 

Beteiligung in informellen Gruppen, in Vereinen, Verbän-

den, Organisationen oder Einrichtungen ausdrücken. Bei 

der Bereitschaft zum freiwilligen Engagement lassen sich 

neben regionalen auch sozialstrukturelle Unterschiede 

feststellen: Engagierte Bürgerinnen und Bürger haben 

meist ein höheres formales Bildungs-

niveau und entsprechende berufl iche 

Positionen. Sie gehören außerdem zu 

einem hohen Prozentsatz der Alters-

gruppe der 40- bis 59-Jährigen an. 

Der Bericht des Bundesinstituts für 

Bevölkerungsforschung zeigt außer-

dem, wie sich der demographische 

Wandel auf die kommunalen Dienst-

leistungs- und Infrastrukturangebote 

auswirkt und inwieweit bürgerschaft-

liches Engagement diese Angebo-

te und Versorgung in den Regionen 

unterstützen und ergänzen kann. Die 

Studie basiert auf einer empirischen 

Analyse des regionalen demographi-

schen Wandels und stellt die Ergeb-

nisse unterschiedlicher Erhebungen zum bürgerschaftli-

chen Engagement im Überblick dar. 

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)
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Band 125: Steffen Maretzke (Hrsg.): Städte im demographischen Wandel. 
Wesentliche Strukturen und Trends des demographischen Wandels in den 
Städten Deutschlands. Wiesbaden 2008

In der letzten Zeit nehmen positive Aussagen über die Entwicklung der Städte in den Medien zu: Mel-
dungen wie „Wohnen in der Stadt wird zunehmend wieder beliebt“ oder „Renaissance der Innenstädte“ 
deuten auf eine Trendwende hin. Genauere Analysen wie der neue Raumordnungsbericht 2025 des Bun-
desamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR) konstatieren für die Zukunft der Städte hingegen eine 
regional gespaltene Entwicklungsdynamik: Es gebe ein Nebeneinander von Schrumpfen und Wachstum 
von Städten und Gemeinden, so die Analyse. Wohin geht nun die Reise?

Um ein realistischeres Bild über die demographische 

Entwicklung zu erhalten und die Vielfalt städtischer 

Entwicklungen zwischen Suburbanisierung und Reurbani-

sierung herauszuarbeiten, haben der Arbeitskreis „Städte 

und Regionen“ der Deutschen Gesellschaft für Demogra-

phie (DGD) und das BBR im Dezember 2007 eine Tagung 

initiiert, deren Beiträge in diesem Band zusammengefasst 

sind.  

Im Mittelpunkt des Beitrags von Hans-Peter Gartzweiler 

und Steffen Maretzke steht die Frage, in welche Richtung 

sich die Städte im demographischen Wandel entwickeln 

werden. Ihrer Ansicht nach kann von einer Renaissance 

der Städte nicht gesprochen werden, da sich aus der Ver-

änderung der Altersstruktur der Bevölkerung, dem Trend 

zum Bevölkerungsrückgang und an den absehbaren Wan-

derungsbewegungen kaum kräftige Impulse ergeben. Nur 

die westdeutschen Klein- und Mittelstädte innerhalb der 

Stadtregionen werden eine positive Bevölkerungsentwick-

lung erleben.

Angesichts der demographischen Entwicklung kommt 

auch Bernhard Köppen in seiner Analyse zu dem Schluss, 

dass in den letzten Jahren ein Wiederanstieg der Bevöl-

kerungszahlen in den Kernstädten erkennbar ist, der al-

lerdings gegenüber den bisherigen Schwankungen im Be-

völkerungsbestand eher unscheinbar sei. Ob der Trend 

auch dauerhaft stabil sei, müsse sich erst noch zeigen. 

Die Annahmen einer Reurbanisierung hielten einer empi-

rischen Überprüfung noch nicht umfassend stand, da sich 

durchaus Faktoren identifi zieren lassen, die eine vermehr-

te Reurbanisierung bremsen könnten.

„Zurück in die Stadt ist kein Selbstläufer“ – der Titel 

des Beitrags von Michaela Hirschle und Markus Sigismund 

nimmt bereits die Kernbotschaft des Beitrags vorweg: es 

gibt etwas zu tun und zwar bezüglich der Unterschiede 

der Stadt-Umland-Wanderungen in schrumpfenden und 

wachsenden Wohnungsmarktregionen. Dabei zeigt sich, 

dass keine belastbaren Daten vorliegen, aus denen sich 

ein bundesweiter Trend „Zurück in die Stadt“ ableiten lie-

ße, wenngleich es eine enorm hohe Wertschätzung städ-

tischen Wohnens auch bei den Fortzüglern ins Umland 

gibt. Im Umzugsverhalten lässt sich ein „Zurück in die 

Stadt“ nicht nachweisen, weil in erster Linie noch immer 

geeignete und bezahlbare Angebote fehlen. Ob sich eine 

längerfristig positive Entwicklung für das Wohnen in der 

Stadt entfaltet, wird davon abhängen, wie viel „Zurück in 

die Stadt“ oder „in der Stadt bleiben“ die Kommunen för-

dern und die entsprechenden Räume und Qualitäten da-

für schaffen.

Mit der Alterung in deutschen Großstädten befassen 

sich Gabriele Sturm und Katrin Meyer. So werden mit zu-

nehmender Lebenserwartung und einhergehender Bedürf-

tigkeit der älteren Bevölkerungsgruppen in den Städten 

nicht nur die Anforderungen an altengerechte Dienstleis-

tungen steigen, sondern auch Stadtteile entstehen, die in-

nerhalb kurzer Zeit einen starken Bevölkerungsaustausch 

mit allen Unwägbarkeiten zu verkraften haben.   

Am Beispiel Hamburgs zeigen Andreas Kaiser und Jörg 

Pohlan, wie differenziert man ein sogenanntes kontinu-

ierliches Bevölkerungswachstum betrachten muss. So ist 

Hamburg zunächst einmal eine bezüglich der Einwohner-

zahl wachsende Stadt, wobei das Wachstum ausschließ-

lich auf die Zuwanderung von außen zurückzuführen ist. 

Bei genauer Betrachtung zeigt sich allerdings eine Gleich-

zeitigkeit von Wachstum und Schrumpfung in verschie-
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denen Teilräumen der Stadt sowie äußerst unterschied-

liche Entwicklungen der Altersstrukturen. Kurz gesagt: 

Hamburg wächst und schrumpft zugleich.

Mit den Nahwanderungen innerhalb Nordrhein-Westfa-

lens stehen im Mittelpunkt des Beitrags von Kim Gerber. 

Sie kommt zu dem Schluss, dass die amtliche Wanderungs-

statistik in NRW erste Anzeichen für eine abnehmende 

Suburbanisierung liefert. So hat sich die räumliche Mobi-

lität gerade bei den jüngsten Geburtskohorten von 1964 

und 1971 stark vermindert. 

Mit dem zukünftigen Potential innerhalb der Gesell-

schaft, das verstärkt innerstädtische oder innenstadtnahe 

Wohngebiete nachfragt, befasst sich Katrin Sandfuchs am 

Beispiel Hannovers. Marco Schmidt analysiert die kleinräu-

migen Ausdifferenzierungen von demographischen Pro-

zessen am Beispiel der Stadt Kiel. Auch hier gibt es eine 

räumlich stark differenzierte Betroffenheit auf Ebene der 

Stadtteile, was Schrumpfung, Überalterung, Singularisie-

rung und Heterogenisierung angeht. Für Rüdiger Meng, 

Ansgar Schmitz-Veltin und Christina West stellt sich die 

Frage „Wohnen in der Stadt?“ am Beispiel von Mannheim. 

Sie untersuchen die Wanderungsmotive und Wohnstand-

ortentscheidungen von intraurban wachsenden Haushal-

ten und potenziellen Reurbanisierern. So zeigen sie am 

Beispiel der Stadt Mannheim auf, dass sich kein eindeu-

tiger Trend zurück zum städtischen Wohnen beobachten 

lässt. In einzelnen Stadtbezirken zeigen sich zwar Wan-

derungsgewinne, die jedoch zum Großteil durch Arbeits-

platzwanderer von außerhalb der Region und von jungen 

Ausbildungsplatzwanderern getragen werden. 

Wie ist die aktuelle und zukünftige Bevölkerungsent-

wicklung in Leipzig? Seit dem Jahr 2000 verzeichnet die 

Stadt Leipzig wieder wachsende Bevölkerungszahlen ins-

besondere in der Gruppe der 18- bis 30-Jährigen, so Josef 

Fischer in seinem Beitrag. Für die Zukunft werde für Leip-

zig bis zum Jahr 2017 eine stärkere Zunahme der Ein-

wohnerzahl erwartet und danach ein etwas schwächerer 

Anstieg. Somit lässt die demographische Entwicklung für 

Leipzig nach Ansicht des Autors hoffen.  

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)

VERÖFFFENTLICHUNG VON BIB-MITARBEITERN

Uwe Hunger / Can M. Aybek / Andreas Ette / Ines Michalowski (Hrsg.): 
Migrations- und Integrationsprozesse in Europa. Vergemeinschaftung oder 
nationalstaatliche Lösungswege? VS Verlag Wiesbaden 2008

Mit der wachsenden wirtschaftlichen und politischen Integration Europas haben sich die Mitgliedsstaa-
ten für die Schaffung gemeinsamer Außengrenzen entschlossen. Einige Bereiche haben bisher allerdings 
der Vergemeinschaftung widerstanden, etwa bei der Regulierung der Arbeitsmigration. Auch die Inte-
gration von Zuwanderern wird häufi g als Themenbereich verstanden, in dem die Nationalstaaten ihre 
Entscheidungshoheit behalten. 
Dieser Sammelband zu europäischen Migrations- und Integrationsprozessen fragt nun zum einen nach 
den neuen europäischen Kontexten, in denen die Gestaltung von Migrationspolitik aktuell erfolgt, und 
zum andern nach den Voraussetzungen, unter denen die gesellschaftliche Integration von Zuwanderern 
stattfi ndet. 

Darüber hinaus öffnet sich der Band einer weiterfüh-

renden Diskussion, die die zentrale Herausforderung 

für zukünftige Migrations- und Integrationsprozesse längst 

nicht mehr in der Inklusion von Zuwanderern in einem 

nationalstaatlichen oder europäischen Kontext sieht, son-

dern vielmehr Inklusionsszenarien für eine globale Gesell-

schaft entwirft.  

Die Beiträge im ersten Teil des Bandes beschäftigen 

sich mit dem Spannungsverhältnis zwischen europäischen 

Harmonisierungsbemühungen und nationalen Herange-

hensweisen im Hinblick auf bestimmte Probleme und Lö-

sungsmöglichkeiten. Mehrere Beiträge widmen sich expli-

zit dem Prozess der Europäisierung der Migrationspolitik. 

So zeigt Mechthild Baumann, wie die europäischen Mit-



Aktuelles aus dem BiBBiB-Mitteilungen

9 BiB-MITTEILUNGEN 03/2008

gliedsstaaten unter massivem Einfl uss der deutschen Re-

gierung ein gemeinsames Vorgehen im Bereich der euro-

päischen Grenzsicherungspolitik entwickelt haben. Klaudia 

Tietze verweist auf ein gemeinsames europäisches Prob-

lembewusstsein im Bereich der Förderung der Zuwan-

derung von Hochqualifi zierten, dem bis heute allerdings 

noch kein akzeptierter Vorschlag für eine gemeinsame eu-

ropäische Politik folgte. Darüber hinaus fi nden sich hier 

aber auch Analysen, welche die Dominanz und Persis-

tenz nationaler Politikmuster belegen. Ausgehend von Po-

litikbereichen, in denen die EU bereits umfassende Re-

gelungskompetenzen erlangen konnte, diskutieren drei 

Beiträge die Grenzen des Einfl usses der 

Europäischen Union. Claudia Finotelli ana-

lysiert mit der Regularisierungskampagne 

der spanischen Regierung eine politische 

Maßnahme, die von anderen Mitglieds-

staaten durchaus kritisch gesehen, aber 

nicht verhindert werden konnte. Andreas 

Ette vom BiB und Axel Kreienbrink stellen 

in ihrer Analyse des Einfl usses der EU auf 

die deutsche Rückführungspolitik dar, wie 

marginal in vielen Fällen der europäische 

Einfl uss bleibt und wie sehr die Mitglieds-

staaten  letztendlich vor einer wirklichen 

Harmonisierung dieses Politikbereiches 

zurückschrecken. Anhand der Klubtheo-

rie zeigt Simon Fellmer darüber hinaus notwendige Be-

dingungen auf, zu denen eine verstärkte Zusammenarbeit 

der EU-Mitgliedsstaaten in bisher nicht-harmonisierten 

Bereichen der Migrations- und Integrationspolitik zu er-

warten wäre. 

Der zweite Teil des Buches befasst sich mit dem noch 

immer stark national verankerten Bereich der Integrati-

onspolitik und verdeutlicht anhand von aktuellen For-

schungsergebnissen, die sich sowohl auf die Integration 

im Schul- und Ausbildungssystem als auch auf Prozesse 

der politischen und der individuellen, sozio-psycholo-

gischen Integration beziehen, die Komplexität der gesell-

schaftlichen Realität. So untersucht Can Aybek die spezi-

fi schen nationalstaatlichen Bedingungen für den Übergang 

in das Berufsleben für die teils besondere Situation von 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Aigul Alieva nä-

hert sich dem Thema der unterschiedlichen Bildungser-

folge von Schülern mit und ohne Migrationshintergrund in 

mehreren europäischen Ländern. In diesem Zusammen-

hang betont die Autorin die Relevanz der Struktur des Bil-

dungssystems für den Schulerfolg von Zuwandererkin-

dern. Gunilla Fincke ergänzt diese Untersuchungen durch 

eine auf den Mikrozensus 2005 gestützte empirische Ana-

lyse der sozio-ökonomischen Integration von Personen 

mit Migrationshintergrund in Deutschland. Sie verdeutli-

cht, dass die Situation der zweiten Generation positiver 

ausfällt als gemeinhin angenommen, wenn etwa Gene-

rationszugehörigkeit und deutsche Staatsbürgerschaft in 

die Analyse eingeschlossen werden und das Augenmerk – 

nicht wie üblich – auf Jugendliche, sondern auf Erwachse-

ne im Alter von 20-45 Jahren gerichtet 

wird, die ungleiche Startchancen zum 

Teil aufholen konnten.

Wie ein solcher „Aufholprozess“ ge-

lingen kann, zeigt Regina Sorems-

ki. Anhand des Beispiels berufl ich 

erfolgreicher Akademikerinnen mit tür-

kischem Migrationshintergrund unter-

sucht sie Motive und Handlungsstrate-

gien der sozialen Aufwärtsmobilität und 

deren Einbettung in familiäre Struktu-

ren. Ana-Violeta Sacaliuc argumentiert 

jedoch in ihrem Beitrag, dass viele und 

insbesondere auch qualifi zierte Zuwan-

derer Schwierigkeiten haben, eine ih-

ren Qualifi kationen entsprechende Position auf dem deut-

schen Arbeitsmarkt zu fi nden, da ihnen hierfür zentrale 

Informationen fehlen. 

Mit einem Ansatz aus der integrationspolitischen Praxis 

beschäftigt sich auch Cornelia Fischer, die das bei der psy-

chosozialen Versorgung von Spätaussiedlern angewandte 

Konzept der Beratung von Migranten durch Migranten un-

tersucht.

Der Beitrag von Margit Fauser analysiert schließlich po-

litische Initiativen und Kampagnen in Madrid und Barce-

lona, die die Rechte von Migranten in der städtischen Ge-

sellschaft verbessern wollen. 

Aus dem Inhalt
 Europäisierung der Migrationspolitik

 Soziale Prozesse der Integration in Europa

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)

•

•
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AUSWIRKUNGEN DES DEMOGRAPHISCHEN WANDELS AUF DAS POLITISCHE SYSTEM DEUTSCHLANDS

Die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Stimmrechte der 
einzelnen Bundesländer im Bundesrat: Eine Projektion

1 Vgl. Statistisches Bundesamt, 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – Annahmen und Ergebnisse, Bericht, 2006, S. 33f.
2 D.h., dass die maßgeblichen Bevölkerungszahlen, da die letzte Volkszählung für Westdeutschland auf das Jahr 1987 zu datieren ist 

und der Bevölkerungsbestand Ostdeutschlands auf einem Abzug des früheren Zentralen Einwohnerregisters Berlin-Biesdorf zum 
03.10.1990 beruht, letztendlich aus den Ergebnissen der amtlichen Bevölkerungsfortschreibung hervorgehen.

3 In der Urfassung (vom 23.05.1949) des Artikels 51(2) GG hieß es, „Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit mehr als 
zwei Millionen Einwohner haben vier, Länder mit mehr als sechs Millionen Einwohnern fünf Stimmen.“ Dieser Artikel wurde durch 
den Einigungsvertrag vom 31.08.1990 (BGBl. 1990 II S. 889) in die nun gültige Form geändert.

Artikel 51(2) des Grundgesetzes legt die Vergabe der Stimmen der Bundesländer im Bundesrat fest, 
wobei diese Stimmen an die Einwohnerzahl der Bundesländer gekoppelt sind. Die Grenzen dieser Rege-
lung sind starr, im Zeitablauf kann es zu Änderungen der Stimmzahl eines Bundeslands kommen, falls 
seine Bevölkerung eine der „kritischen“ Grenzen von zwei, sechs oder sieben Millionen Einwohner über- 
bzw. unterschreitet. Falls es keine eindeutigen und nachhaltigen Wanderungstrends gibt (wie sie z. B. in 
Deutschland seit der Wiedervereinigung von Ost- nach Westdeutschland zu verzeichnen sind) oder die 
Gesamtbevölkerung nicht massiven und anhaltenden Wachstums- bzw. Schrumpfungstrends unterliegt, 
sollte die Regelung gemäß Artikel 51(2) des Grundgesetzes auch über die Zeit stabile Stimmzahlen der 
Bundesländer im Bundesrat generieren. Jedoch geht aus den Ergebnissen der 11. koordinierten Bevölke-
rungsvorausrechnung des Bundes und der Länder hervor, dass die Bevölkerung Deutschlands von heute 
82,3 Millionen Menschen bis zum Jahr 2050 voraussichtlich um ca. 8,3 Millionen (Obergrenze) bzw. 13,6 
Millionen (Untergrenze) Menschen zurückgehen wird1. Aus dieser Entwicklung des Bevölkerungsrück-
gangs und dem nach wie vor anhaltenden Trend großer Wanderungen von Ost- nach Westdeutschland 
ergibt sich die Frage, welche Konsequenzen dies auf die Stimmanzahl der Länder im Bundesrat impli-
zieren könnte. Zur Beantwortung werden in diesem Beitrag anhand der im Grundgesetz, Artikel 51(2), 
verankerten Regel und der Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes 
und der Länder die Bundesratsstimmen für die Bundesländer bis zum Jahr 2050 projiziert. Die Ergebnis-
se deuten darauf hin, dass die Bundesländer Hessen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in mittelfristiger 
Zukunft und die Bundesländer Brandenburg und Niedersachsen in langfristiger Zukunft dem demogra-
phisch bedingten Verlust einer Stimme im Bundesrat unterliegen könnten. Da dies demographisch kaum 
änderbar erscheint, wird schließlich ein Algorithmus vorgestellt, der die Bundesratsstimmen abhängig 
von den Bevölkerungszahlen der Bundesländer, aber unabhängig von Wachstums- bzw. Schrumpfungs-
trends der Bevölkerung Deutschlands generiert und gleichzeitig die Ideen des Artikels 51(2) des Grund-
gesetzes berücksichtigt.

Stimmverteilung im Bundesrat gemäß Artikel 51 
(2), Grundgesetz

Der demographische Wandel hat Auswirkungen auf die 

unterschiedlichsten Ebenen der Gesellschaft, so auch 

auf die föderalen Strukturen Deutschlands. So ist z. B. die 

Vergabe der Stimmrechte der Bundesländer im Bundes-

rat durch das Grundgesetz geregelt und direkt an die amt-

lichen Bevölkerungszahlen2 in den einzelnen Ländern ge-

koppelt:

„Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Länder mit 

mehr als zwei Millionen Einwohnern haben vier, Länder 

mit mehr als sechs Millionen Einwohnern fünf, Länder mit 

mehr als sieben Millionen Einwohnern sechs Stimmen.“

(Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Artikel 51 

(2))3

Zum 31.12.2006 hatten die Bundesländer Bevölke-

rungsbestände gemäß Tabelle 1, in der zusätzlich die re-

sultierenden Stimmen der Bundesländer im Bundesrat an-
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gegeben sind. Aus Tabelle 1 scheint allein Hessen nahe 

einer der „kritischen“ Einwohnergrenzen. Gleichwohl han-

delt es sich bei den Bevölkerungsbeständen gemäß Tabel-

le 1 um Zahlen aus der amtlichen Bevölkerungsfortschrei-

bung. Diese sind, wie selbst das Statistische Bundesamt 

vermutet4, nach oben verzerrt und weisen mehr Personen 

aus, als in Wahrheit in den Bundesländern und Gesamt-

deutschland leben. Wie die Verteilung der „wahren“ Be-

völkerung auf die Bundesländer nun aussieht, ist noch un-

bekannt (aktuelle Zahlen werden erst mit den Daten des 

Zensus 2011 vorliegen), aber unter der (sicherlich fehler-

haften) Annahme einer linearen Verteilung der Verzerrung 

auf die Bundesländer lässt sich erahnen, dass die „wahre“ 

Bevölkerungszahl Hessens auch schon unter der Grenze 

von sechs Millionen Personen liegen könnte.

Aber auch ohne den Um-

stand der verzerrten Be-

völkerungsfortschreibung 

verbleibt die Frage, ob an-

gesichts des in den nächsten 

40 Jahren zu erwartenden 

deutlichen Bevölkerungs-

rückgangs für Gesamt-

deutschland auch andere 

Bundesländer an die „kri-

tischen“ Bevölkerungszahlen 

(oder darüber hinaus) ge-

langen. Da im Rahmen der 

koordinierten Bevölkerungs-

vorausberechnungen stets 

auch die Bevölkerungen auf 

der Ebene der Bundesländer 

berechnet werden, können 

Antworten auf die aufge-

worfene Frage mit Hilfe der 

Ergebnisse von zwei Vari-

anten der 11. koordinierten 

Bevölkerungsvorausberech-

nung des Bundes und der 

Länder auf Länderebene 

projiziert werden. Im Rahmen dieses Beitrages werden 

die Daten aus den Varianten5 W1 und W2 zu Grunde ge-

legt, deren Annahmen im Folgenden aufgelistet werden.

Annahmen der 11. koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung des Bundes und der Länder gemäß 
der Varianten W1 und W2

 Lebenserwartung im Jahr 2050 bei Geburt

Männer: 83,5 Jahre   

Frauen: 88,0 Jahre

 Fernere Lebenserwartung im Jahr 2050 im Alter von 

60 Jahren

Männer: 25,3 Jahre   

Frauen: 29,1 Jahre

•

•

Bundesland Einwohner in Millionen
Stimmanzahl 
im Bundesrat

Baden-Württemberg 10,74 6

Bayern 12,49 6

Berlin 3,40 4

Brandenburg 2,55 4

Bremen 0,66 3

Hamburg 1,75 3

Hessen 6,08 5

Mecklenburg-Vorpommern 1,69 3

Niedersachsen 7,98 6

Nordrhein-Westfalen 18,03 6

Rheinland-Pfalz 4,05 4

Saarland 1,04 3

Sachsen 4,25 4

Sachsen-Anhalt 2,44 4

Schleswig-Holstein 2,83 4

Thüringen 2,31 4

Deutschland 82,29 69

Tab. 1: Bevölkerungsbestände der Bundesländer zum 31.12.2006 und 
die Stimmanzahl der Bundesländer im Bundesrat

Quelle: Statistisches Bundesamt; www.bundesrat.de

4 Das Statistische Bundesamt rechnet in der Pressemitteilung Nr. 265 vom 22.07.2008 damit, dass „die Bevölkerungszahl [Gesamt-
deutschlands; der Verfasser] um etwa 1,3 Millionen Personen überzeichnet ist.“

 Vgl. http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/2008/07/PD08__265__121
5 Hier wird der Notation des Statistischen Bundesamtes gefolgt, d.h. W1 bezeichnet die Untergrenzen- und W2 die Obergrenzenvari-

ante der „mittleren“ Bevölkerung.
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 Die durchschnittliche Geburtenhäufi gkeit pro Frau 

bleibt annähernd konstant bei 1,4 Kindern, wobei sich 

das Geburtenniveau in den neuen Bundesländern wei-

ter an das westdeutsche Geburtenniveau und an die 

Verteilung der Geburten nach Alter der Mutter in West-

deutschland annähert, länderspezifi sche Unterschiede 

bleiben aber erhalten.

 Positiver Migrationssaldo aus dem Ausland

Variante W1: 100 000 pro Jahr  

Variante W2: 200 000 pro Jahr

•

•

 Hierbei liegt die Einwande-

rungsverteilung zu Gunsten der 

westdeutschen Bundesländer, da 

von den Außenzuwanderungen 

79,4 % in die westlichen und 

14 % in die östlichen Bundeslän-

der verlaufen. Berlin erhält 6,6 % 

der Außenzuwanderung.

 Binnenmigration verläuft ge-

mäß den getroffenen Annahmen 

bis 2020, ab dem Jahr 2021 wird 

per Saldo keine Binnenwanderung 

mehr unterstellt6. Von 2005 bis 

2020 geht der Wanderungsverlust 

der neuen an die alten Länder von 

49.000 auf 8.000 Personen zurück. 

Zur Verdeutlichung der länder-

spezifi schen Trends werden die 

Binnenwanderungsannahmen der 

Jahre 2006, 2010, 2015 und 2020 

in Tabelle 2 aufgelistet. Da ab dem 

Jahr 2021 per Saldo keine Bin-

nenmigration zwischen den Bun-

desländern unterstellt wird, sind 

die Ergebnisse für den Zeitpunkt 

des Stimmverlustes eines Bundeslandes im Bundesrat 

nach dem Jahr 2020 als unsicher anzusehen7. Unter-

stellt man jedoch, dass der bis dato vorhandene Trend 

einer Binnenmigration von Ost- nach Westdeutschland 

auch über das Jahr 2020 stabil bleibt, so sind die hier 

aufgeführten Zeitpunkte für die drei betroffenen ost-

deutschen Bundesländer als konservativ in dem Sinne 

anzusehen, dass bereits zu früheren Zeitpunkten mit 

Stimmverlusten im Bundesrat zu rechnen wäre. Für die 

westdeutschen Bundesländer geht der jeweilige Trend 

Richtung sehr geringer bzw. Null Binnenzuwanderung. 

•

Tab. 2: Saldierte Binnenwanderungen (in 1000) der Bundeslän-
der für die Jahre 2006, 2010, 2015 und 2020 – Annahmen 
gemäß der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung des Bundes und der Länder 

Bundesland 2006 2010 2015 2020

Baden-Württemberg 6,6 13,8 9,4 5,7

Bayern 29,8 20,0 14,8 11,3

Berlin -0,3 -5,2 -5,7 -6,0

Bremen 1,4 0,3 0,2 -0,1

Hamburg 8,4 5,5 2,4 -0,1

Hessen 2,8 1,9 0,9 0,0

Niedersachsen 1,8 3,4 0,6 0,5

Nordrhein-Westfalen -4,3 -1,6 -5,7 -8,7

Rheinland-Pfalz 3,4 4,6 3,2 2,8

Saarland -1,8 -0,9 -1,0 -0,9

Schleswig-Holstein 7,4 8,3 5,3 3,4

Brandenburg -2,7 -1,7 2,7 4,8

Mecklenburg-Vorpom-

mern 

-10,7 -9,9 -2,7 2,0

Sachsen -9,8 -13,5 -8,3 -5,2

Sachsen-Anhalt -17,6 -14,0 -9,0 -5,7

Thüringen -14,4 -10,9 -7,1 -3,9

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen

6 Vgl. dazu S. 9 in der von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder gemeinsam herausgegebenen Publikation „Demogra-
fischer Wandel in Deutschland – Heft 1 – Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung im Bund und in den Ländern“ (Ausgabe 2007).

7 Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder weisen in ihrer gemeinsam herausgegebenen Publikation „Demografischer 
Wandel in Deutschland – Heft 1 – Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung im Bund und in den Ländern“ (Ausgabe 2007) auf S. 9 
darauf hin, dass aus diesem Grund Ergebnisse nach Bundesländern nur bis zum Jahr 2020 und darüber hinaus für den Bund bis 2030 
dargestellt werden. Dies deutet darauf hin, dass die Unterstellung von ausgeglichener Binnenmigration zu einer hohen Volatilität der 
Ergebnisse auf Ebene der Bundesländer führt und diese, wenn überhaupt, nur mit großer Vorsicht interpretiert werden sollten. In 
diesem Sinne müssen alle in diesem Bericht vorgestellten Ergebnisse rein unter den Bedingungen einer Modellrechnung und mit der 
gegebenen Vorsicht interpretiert werden.
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Die genannten Trends werden zur Verdeutlichung (für 

die fünf durch die Ergebnisse der Projektion bis zum 

Jahr 2050 durch den Verlust je einer Bundesratsstim-

me „bedrohten“ Bundesländer) in Abbildung 1 visuali-

siert.

Ergebnisse der Projektion
Aus den getroffenen Annahmen 

resultieren die in Tabelle 3 stehen-

den Bevölkerungszahlen und die 

damit korrespondierenden Bun-

desratsstimmen für das Jahr 2050. 

Dabei sind diejenigen Bundeslän-

der fett gedruckt, die gemäß der 

Projektion bis 2050 durch den Ver-

lust einer Bundesratsstimme be-

troffen sind.

Gemäß den Ergebnissen der 11. 

koordinierten Bevölkerungsvoraus-

berechnung des Bundes und der 

Länder auf Ebene der Bundeslän-

der verlieren bis zum Jahr 2050 nach beiden Varianten die 

Bundesländer Hessen, Thüringen, Sachsen-Anhalt, Bran-

denburg und Niedersachsen je eine Stimme im Bundesrat. 

Aus der Abbildung 2 ist durch die Darstellungen der Er-

gebnisse der beiden Varianten zu entnehmen, in welchen 
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt; Graphische Darstellung: BiB

BiB

Abb. 1: Binnenwanderungssalden ausgewählter Bundesländer 
– Annahmen der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Bundes und der Länder 2006

Bundesland

Einwohner am 

31.12.2006 

(in Millionen)

Bundesratsstimmen 

am 31.12.2006

Einwohner 2050 (in Millionen) Bundesratsstimmen 2050

W1 W2 W1 W2

Baden-Württemberg 10,74 6 9,72 10,37 6 6

Bayern 12,49 6 11,25 12,21 6 6

Berlin 3,40 4 2,90 3,24 4 4

Bremen 0,66 3 0,62 0,71 3 3

Hamburg 1,75 3 1,67 1,80 3 3

Hessen 6,08 5 5,15 5,46 4 4

Niedersachsen 7,98 6 6,55 6,93 5 5

Nordrhein-Westfalen 18,03 6 15,23 16,34 6 6

Rheinland-Pfalz 4,05 4 3,34 3,58 4 4

Saarland 1,04 3 0,79 0,88 3 3

Schleswig-Holstein 2,83 4 2,37 2,54 4 4

Brandenburg 2,55 4 1,79 1,92 3 3

Mecklenburg-Vorpommern 1,69 3 1,19 1,30 3 3

Sachsen 4,25 4 3,05 3,30 4 4

Sachsen-Anhalt 2,44 4 1,56 1,71 3 3

Thüringen 2,31 4 1,54 1,64 3 3

Deutschland (Gesamt) 82,29 69 68,72 73,93 64 64

Tab. 3: Bevölkerungsbestände der Bundesländer 2006 und 2050 und die Stimmanzahl der Bun-
desländer im Bundesrat nach zwei Varianten (W1, W2 der 11. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung des Bundes und der Länder)

Quelle: Statistisches Bundesamt; www.bundesrat.de; eigene Berechnungen
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Zeiträumen ein Unterschreiten einer der „kritischen“ Gren-

zen in dem jeweiligen Bundesland eintreten könnte8.

Da der Trend des Bevölkerungsrückgangs für Gesamt-

deutschland mittlerweile als stabil und valide angese-

hen werden muss9, legen die hier vorgestellten Ergeb-

nisse nahe, dass bei gleichbleibenden weiteren Faktoren 

die Bundesländer Hessen, Sachsen-Anhalt und Thürin-

gen bereits mittelfristig jeweils eine Stimme im Bundesrat 

verlieren könnten. Die anderen beiden genannten Bun-

desländer laufen bei gleichbleibenden weiteren Faktoren 

zumindest um das Jahr 2050 in die Gefahr des Verlustes 

einer Bundesratsstimme. Weil die Ergebnisse aber auf Be-

rechnungen beruhen, die ab dem Jahr 2020 mit einem 

ausgeglichenen Binnenwanderungssaldo rechnen, könnte 

einerseits für Hessen, welches tendenziell eher als Bin-

nenzuwanderungsland einzustufen ist, der Zeitpunkt des 

Verlustes der Stimme im Bundesrat später als hier anvi-

siert liegen. Da jedoch andererseits für die Ermittlung der 

Stimmzahlen im Bundesrat die amtlichen Bevölkerungs-

statistiken maßgeblich sind, die als Fortschreibung auf der 

Volkszählung 1987 bzw. auf dem Registerabzug 1990 des 

früheren zentralen Einwohnerregisters der DDR basieren, 

ist vorstellbar, dass Hessen, bedingt durch die Nähe sei-

ner amtlich ausgewiesenen Bevölkerungszahl an der „kri-

tischen“ Grenze von sechs Millionen Personen, bereits im 

Rahmen der geplanten registergestützten Volkszählung 

im Jahr 2011 der Stimmverlust drohen könnte. Die pro-

jizierten Verluste der Bundesratsstimmen für die ostdeut-

schen Bundesländer Thüringen und Sachsen-Anhalt sind 

demographisch auf die seit 15 Jahren stattfi ndende Ost-

West-Wanderung zurückzuführen und 

ließen sich demographisch nur noch 

durch eine massive Zu- bzw. Rück-

wanderung verhindern (und ein deut-

lich erhöhtes Geburtenniveau, wo-

bei in ihrer demographischen Wirkung 

ein erhöhtes Geburtenniveau eher 

langfristig, Wanderungen hingegen 

kurz- und mittelfristig bevölkerungs-

relevante Einfl üsse besitzen). Jedoch 

deutet zurzeit auf dieses Szenario we-

nig hin.

Eine für demographische Einfl üsse wenig empfi nd-
liche Regel zur Verteilung der Bundesratsstimmen

Die bisherigen Überlegungen zeigen, dass allein der 

Bevölkerungsrückgang bis zum Jahr 2050 unter den bis-

herigen Bedingungen des Artikel 51(2) des Grundgesetzes 

zum einen zu einer Reduzierung der Gesamtzahl an Stim-

men im Bundesrat und zum anderen auch ohne eine Ver-

schiebung der politischen Einfl ussverhältnisse in den Bun-

desländern zu einer Verschiebung der Einfl ussverhältnisse 

im Bundesrat führen könnte. Da dies demographisch – 

wenn überhaupt – nur schwierig zu verhindern wäre, blie-

be als weitere Möglichkeit, um Stimmverluste von Bun-

desländern aus demographischen Gründen zu verhindern, 

eine Änderung des Artikels 51(2) des Grundgesetzes. Al-

lerdings wäre dieser Artikel dann so abzuändern, dass 

die resultierende Regelung bestenfalls unabhängig, zu-

mindest aber wenig sensibel gegenüber dauerhaften Be-

völkerungsrückgangen oder -zuwächsen sein sollte. Wie 

eine solche Regelung inhaltlich gestaltet sein könnte, wird 

exemplarisch im Folgenden modelliert.

Ziel: Es soll eine im Hinblick auf demographische 

Wachstums- oder Schrumpfungstrends unempfi ndliche 

grundgesetzliche Regelung eingeführt werden, welche 

die in Artikel 51(2) Grundgesetz zu fi ndende Idee bein-

haltet, dass jedes Bundesland mindestens drei und maxi-

mal sechs Stimmen im Bundesrat besitzt, und außerdem 

die zur Zeit gültige Gesamtstimmenzahl im Bundesrat von 

69 festgeschrieben werden.

2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050

Hessen

Niedersachsen

Brandenburg

Sachsen-Anhalt

Thüringen

Jahr

Datenquelle: eigene Berechnungen; Graphische Darstellung: BiB

BiB
Variante W1

Variante W2

Abb. 2: Zeitlicher Ablauf der Stimmenverluste im Bundesrat 
gemäß den Varianten W 1 und W 2 der 11. koordinier-
ten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes und 
der Länder

8 Wegen des Modellcharakters der Berechnungen ist eine darüber hinausgehende Interpretation unzulässig.
9 Wenngleich das Tempo des Bevölkerungsrückgangs bis 2050 vor allem noch durch Zuwanderungen beeinflusst werden kann.
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Die folgende iterative10, bevölkerungsabhängige Regel 

erfüllt das Ziel.

1. Aus der Minimalzahl von Bundesratsstimmen je 

Bundesland ergibt sich, dass auf jeden Fall je-

des Bundesland grundsätzlich drei Stimmen er-

hält. Somit sind 48 Stimmen fi x vergeben. Aus 

der Begrenzung von Bundesratsstimmen auf 69 

Stimmen leitet sich somit ab, dass noch 21 Stim-

men bevölkerungsabhängig vergeben werden 

müssen.

2. Die Bevölkerungszahlen jedes Bundeslandes 

werden zur Gesamtbevölkerung Deutschlands 

ins Verhältnis gesetzt und dieser Bevölkerungs-

quotient mit den noch zu vergebenden 21 Stim-

men multipliziert. Anschließend wird für alle 16 

Bundesländer das Resultat mathematisch gerun-

det. Im Ergebnis kann es dazu kommen, dass 

ein oder mehrere Bundesländer vier oder mehr 

bevölkerungsabhängige Stimmen erhalten, was 

in der Addition die Idee einer maximalen Stim-

menzahl pro Bundesland von sechs verletzt, so 

dass nun noch Korrekturschritte notwendig wer-

den.

3. Erhalten in Schritt zwei ein oder mehrere Bundes-

länder rechnerisch mehr als drei Bundesratsstim-

men, werden deren Stimmen auf den maximal 

zulässigen Wert von drei reduziert. Von der Ge-

samtbevölkerung werden die Bevölkerungszahlen 

der betreffenden Bundesländer abgezogen sowie 

die noch zu vergebenden Bundesratsstimmen 

ausgerechnet. (Hätte dies z.B. zwei Bundesländer 

betroffen, so wären nun noch 21-3-3=15 Bun-

desratsstimmen zu vergeben). Auf Basis der re-

duzierten Gesamtbevölkerung werden analog zu 

Schritt zwei wiederum die verbliebenen Bundes-

ratsstimmen bevölkerungsabhängig vergeben. 

Da es nun erneut passieren kann, dass ein oder 

mehrere Bundesländer auf vier oder mehr bevöl-

kerungsabhängige Bundesratsstimmen kommen, 

muss dieser Korrekturschritt analog so oft wie-

derholt werden, bis entweder alle verbliebenen 

Bundesratsstimmen vergeben sind oder das Ma-

ximum der noch auf die Bundesländer zu vertei-

lenden Stimmen nicht mehr größer als drei ist.

Beispielhaft wird die Ermittlung der Bundesratsstimmen 

nach diesem Algorithmus für Nordrhein-Westfalen (NRW) 

und Rheinland-Pfalz (RP) vorgeführt. Gemäß Tabelle 3 

lebten zum 31.12.2006 in NRW 18,03, in RP 4,05 Milli-

onen und in Gesamtdeutschland 82,29 Millionen Men-

schen. Daraus errechnet sich der Bevölkerungsquotient 

für NRW zu 21,91 % und für RP zu 4,92 %. Gemäß Algo-

rithmusschritt 1 erhalten grundsätzlich NRW und RP drei 

Bundesratsstimmen. Da insgesamt noch 21 Bundesrats-

stimmen auf Basis der Bevölkerungsquotienten zu ver-

geben sind, müssen gemäß Algorithmusschritt 2 die er-

mittelten Bevölkerungsquotienten mit 21 multipliziert und 

mathematisch gerundet werden. Man berechnet für NRW 

über den Wert 4,6 fünf weitere Bundesratsstimmen und 

für RP über den Wert 1,03 eine zusätzliche Bundesrats-

stimme. In der Addition der grundsätzlichen und der zu-

sätzlichen Bundesratsstimmen erhielte NRW insgesamt 8 

Stimmen, was die maximal zulässige Stimmzahl je Bun-

desland um zwei Stimmen überschreitet. Deshalb werden 

die zusätzlichen Stimmen für NRW auf den Wert drei be-

schränkt, wodurch NRW schließlich insgesamt sechs Stim-

men im Bundesrat erhält. Weil nun drei der 21 zusätz-

lichen Bundesratsstimmen fest an NRW vergeben sind, 

wird die noch zu vergebende Anzahl von zusätzlichen 

Bundesratsstimmen für die restlichen 15 Bundesländer 

um drei auf 18 reduziert. Gleichzeitig sind die Bevölke-

rungsquotienten auf Basis der um die Bevölkerung von 

NRW reduzierte Gesamtbevölkerung neu zu bilden (hier 

82,29 Mio. – 18,03 Mio. = 64,26 Mio.). Für RP ergibt sich 

nun als Bevölkerungsquotient der Wert 6,30 %, welcher 

noch mit den noch zu verteilenden zusätzlichen Stimmen 

im Bundesrat, nun 18, multipliziert und mathematisch ge-

rundet wird. Schließlich errechnet sich für RP über den 

Wert von 1,13 eine zusätzliche Stimme und damit insge-

samt 4 Stimmen im Bundesrat.

Exerziert man diesen Algorithmus bzgl. aller Bundes-

länder mit den Bevölkerungsbeständen vom 31.12.2007, 

so werden zwei Korrekturschritte notwendig, da diese für 

Nordrhein-Westfalen und Bayern über die Bevölkerungs-

quotienten zu ermittelnden Bundesratsstimmen die zu-

lässige maximale Zahl von sechs Stimmen je Bundesland 

überschritten. Tabelle 4 beinhaltet je Bundesland die ver-

10 Iteration=Schrittweise wiederholendes Lösungsverfahren
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gebenen Bundesratsstimmen gemäß der Algorithmus-

schritte 1 und 2, die beiden Korrekturschritte sowie die in 

der Summe resultierenden Stimmen.

Im Vergleich zu der bisherigen Verteilung der Bundes-

ratsstimmen gemäß Artikel 51(2) des Grundgesetzes ver-

löre Niedersachsen eine Stimme und Hamburg gewönne 

eine Stimme. Wendet man diesen bevölkerungsabhän-

gigen Verteilungsalgorithmus auf die Ergebnisse der 11. 

koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Bundes 

und der Länder (für die Varianten W1 und W2) auch für 

die Jahre 2008 bis 2050 an11, ergäben sich im Zeitablauf 

keinerlei weitere demographisch bedingte Veränderungen 

in den Bundesländerstimmen im Bundesrat.

Zusammenfassend besitzt der in diesem Beitrag vorge-

schlagene bevölkerungsabhängige Rechenalgorithmus zur 

Bestimmung der Stimmen der Bundesländer im Bundes-

rat zwei Vorteile. Erstens gewährleistet diese Vorgehens-

weise den Schutz des Gesamtbestandes an Stimmen im 

Bundesrat unabhängig von zeitlichen Trends in den Bevöl-

kerungsbestandszahlen, zweitens können Veränderungen 

in der Verteilung der Stimmen auf die Bundesländer nur 

durch den demographischen Prozess der Wanderungen 

entstehen. Nachteilig ist jedoch, dass der Rechenalgorith-

mus im Vergleich zur Verteilung der Bundesratsstimmen 

gemäß Artikel 51(2) keinen Bestandsschutz der Bundes-

länderstimmen garantieren kann, obgleich die Umvertei-

lung einer Stimme für Niedersachsen auf Hamburg ver-

gleichsweise marginal erscheint.

Manfred Scharein, BiB

Bundesland
Minimalstimmen

Stimmen gemäß 

Schritt 2

Schritt 3 - 

Korrektur 1

Schritt 3 - 

Korrektur 2

Summe 

Bundesratsstimmen

Baden-Württemberg 3 3 3 3 6

Bayern 3 3 4 3 6

Berlin 3 1 1 1 4

Bremen 3 0 0 0 3

Hamburg 3 0 0 1 4

Hessen 3 2 2 2 5

Niedersachsen 3 2 2 2 5

Nordrhein-Westfalen 3 5 3 3 6

Rheinland-Pfalz 3 1 1 1 4

Saarland 3 0 0 0 3

Schleswig-Holstein 3 1 1 1 4

Brandenburg 3 1 1 1 4

Mecklenburg-Vorpommern 3 0 0 0 3

Sachsen 3 1 1 1 4

Sachsen-Anhalt 3 1 1 1 4

Thüringen 3 1 1 1 4

Gesamtstimmen 48 22 21 21 69

Tab. 4: Bevölkerungsabhängige Verteilung der Stimmen im Bundesrat auf Basis der Bevölkerun-
gen der Bundesländer zum 31.12.2007 (gemäß den Ergebnissen der 11. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechung des Bundes und der Länder)

Quelle: Eigene Berechnungen

11 Unter Berücksichtigung in der Interpretation, dass per Annahme ab dem Jahr 2020 per Saldo keine Binnenwanderungen innerhalb 
Deutschlands vorkommen.
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RAUMFORSCHUNG UND DEMOGRAPHISCHER WANDEL 

Ein Nebeneinander von Gegensätzlichkeiten - Vom voranschreitenden demo-
graphischen Wandel und seiner räumlichen Vielfalt. 
Die Raumordnungsprognose 2025 des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung

Der demographische Wandel wird auch zukünftig entscheidenden Einfl uss auf die Arbeits- und Woh-
nungsmärkte in Deutschland haben, wobei die Entwicklungsdynamik regional gespalten bleiben wird, 
wie aus den Prognosen des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 2025 hervorgeht. So 
steht einer immer größer werdenden Gruppe von Städten und Gemeinden mit Schrumpfungstendenzen 
eine immer kleiner werdende Gruppe mit teilweise noch kräftigem Wachstum der Bevölkerung, Haushal-
te und Erwerbspersonen gegenüber. Die Realität der Raum- und Stadtentwicklung in Deutschland wird 
sich daher mit einem Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung auch in Zukunft auseinanderset-
zen müssen.

Unter den gegebenen Annahmen – derzeitiges Fertili-

tätsniveau mit höherem Erstgeburtsalter der Mütter, 

weiter steigender Lebenserwartung, einem Anstieg der 

Außenwanderungen und weiteren Wanderungsverlusten 

der neuen Länder – nimmt nach den Prognosen des BBR 

die Bevölkerung in Deutschland bis 2025 um etwa 2 % 

von 82 420 500 im Jahr 2005 auf dann 80 757 700 ab. Da-

bei stehen hier vor allem die neuen Länder im Mittelpunkt, 

weil hier die Zahl der unter 20-Jährigen bis 2025 um ein 

Viertel abnehmen wird, während die Zahl der über 60-

Jährigen um mehr als ein Viertel zunehmen wird. Somit 

wird hier der Anteil der Alten rasant weiter ansteigen, wo-

bei der Bedarf an Beratungs- und Betreuungsangeboten, 

medizinischen Einrichtungen wie auch Alten- und Pfl ege-

heimen ansteigen wird. Aber nicht nur im Ost-West-Ver-

gleich, sondern auch auf Gemeindeebene zeichnen sich 

große Entwicklungsunterschiede zwischen Zentrum und 

Peripherie ab – nach Einschätzung des BBR „mit geringer 

Dynamik in peripher gelegenen und stärkerer Dynamik in 

den eher zentral gelegenen Gemeinden“. Dies gilt für alte 

und neue Länder gleichermaßen, allerdings mit erhebli-

chem Niveauunterschied. Dass es noch Gemeinden mit 

einer dynamischen Entwicklung gibt, liegt an der Zuwan-

derung. Das BBR rechnet bis 2025 mit einer Netto-Zu-

wanderung aus dem Ausland von 2 bis 3 Millionen. Die-

se Neuzuwanderer werden häufi ger in Städten wohnen, 

wodurch Integrationsaufgaben vermehrt in Städten und 

Stadtregionen anfallen werden. 

Auch auf die Zahl der Erwerbspersonen wird sich der 

demographische Wandel auswirken: So nimmt deren An-

teil ab, weil, so das BBR, „die hinzu kommenden Jahrgänge 

schwächer besetzt sind als aus dem Erwerbsleben schei-

dende Kohorten“. Der Anteil der älteren Erwerbspersonen 

wird auch aufgrund des heraufgesetzten Renteneintritts-

alters ansteigen, während die jüngeren abnehmen. Auch 

hier gibt es allerdings regionale Besonderheiten, da bei 

der Konkurrenz um die Jungen wirtschaftsdynamischere 

Agglomerationen wie München, Stuttgart, Frankfurt und 

Hamburg Vorteile haben. 

Private Haushalte werden kleiner
Die zukünftigen privaten Haushalte werden kleiner und  

diese insbesondere von jüngeren Personengruppen getra-

gen. Allerdings steigt aufgrund der Alterung auch die Zahl 

der Rentner- und Witwenhaushalte, so dass nach den Pro-

gnosen von Zuwächsen bei den privaten Haushalten aus-

gegangen werden muss. Auch hier gibt es Ost-West-Ab-

weichungen. So zeigen die kleinen Haushalte in Teilen des 

Westens noch Zunahmen, während in den neuen Ländern 

häufi ger Stagnation und Abnahme vorherrschen. 

(Fortsetzung nächste Seite)   
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Renaissance der Städte?
Aufgrund der bisherigen Wanderungsbewegungen aus 

und in die Städte kann (trotz der Wanderungen aus dem 

suburbanen Raum in die Kernstädte in der letzten Zeit) 

von einer Reurbanisierung in Form eines Wanderungsver-

haltens, das in großen Teilen seine Richtung gedreht hat, 

bisher nicht ausgegangen werden. Und auch zukünftig gilt 

nach den Prognosen des BBR, das zumindest in den alten 

Bundesländern unter den status quo-Annahmen des bis-

herigen Verhaltens „die Städte in ihrer Gesamtheit als ein-

ziger Kreistyp Bevölkerung verlieren“ und der suburbane 

Raum noch Aussicht auf Zuwächse habe. In den neuen 

Ländern hingegen dürften die Kernstädte die geringste 

Abnahme aller Kreistypen erwarten. Aufgrund des leicht 

gegenläufi gen demographischen Trends der potenziellen 

Stadtfl üchtigen und der potenziellen Stadtrückkehrer sei 

es plausibel, so die Prognose, dass hier die Kernstädte 

mittelfristig als Wohnstandorte an Bedeutung gewinnen.

Die Raumordnungsprognose wird im Dezember 2008 

in gedruckter Fassung erscheinen, als Download ist sie als 

Kurzfassung bereits unter www.bbr.bund.de verfügbar. 

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)

BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG IN EUROPA 

Die Alterung schreitet voran – die Bevölkerungszahl geht zurück: 
Europa auf Stagnationskurs? 
(Pressemitteilung Eurostat vom 26. August 2008 und Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung (Hrsg.): Die demographische Zukunft von Europa. Wie sich die Regionen verän-
dern. DTV Verlag München 2008)

Ab dem Jahr 2035 wird es in Europa vermutlich eine rückläufi ge Entwicklung in der Bevölkerungszahl 
geben. Zu diesem Ergebnis kommen aktuelle Bevölkerungsprojektionen des europäischen Statistikam-
tes EUROSTAT. Das Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung geht in seiner Interpretation der 
EUROSTAT-Ergebnisse gar davon aus, dass für ganz Europa zukünftig die „Zeichen auf Schwund“ stehen 
werden. So wird nach den Berechnungen von EUROSTAT die Bevölkerung der EU 27 von 495 Millionen am 
01. Januar 2008 auf 521 Millionen im Jahr 2035 ansteigen. Danach werde sie voraussichtlich schrittweise 
auf 506 Millionen zurückgehen. Das Berlin-Institut weist in seiner Studie darauf hin, dass diese Entwick-
lung die einzelnen Staaten in ganz unterschiedlicher Form betreffen wird. Sogar innerhalb der Staaten 
werde es „enorme Unterschiede“ geben. 

Für die Entwicklung der Bevölkerungszahl sind drei Fak-

toren von Bedeutung: zum einen die Entwicklung der 

Geburtenzahlen und die Zahl der Sterbefälle, zum anderen 

die Entwicklung der Alterung. Die europäischen Statistiker 

gehen für den Zeitraum zwischen 2008 und 2060 von ei-

nem Rückgang der jährlichen Geburtenzahlen aus, wäh-

rend die Zahl der jährlichen Sterbefälle weiter zunehmen 

wird und ab 2015 die Zahl der Geburten übersteigen wird. 

Das Berlin-Institut geht in seiner Studie davon aus, dass 

zukünftig nirgendwo in Europa damit zu rechnen ist, dass 

die Kinderzahlen wieder wesentlich über den Wert von 2,1 

steigen werden. Als Schlussfolgerung daraus wird dann 

das Bevölkerungswachstum aufgrund des natürlichen 

Wachstums aufhören. Der einzige Wachstumsfaktor wird 

dann der positive Wanderungsssaldo (also mehr Zu- als 

Abwanderer) sein. Dieser Effekt wird ab dem Jahr 2035 

allerdings abnehmen, so dass es dann vermutlich zu einer 

rückläufi gen Entwicklung in der Bevölkerungszahl kom-

men wird. 14 EU-Mitgliedsstaaten werden am 01. Januar 

2060 eine geringere Bevölkerungszahl haben im Vergleich 

zum 01. Januar 2008. Von diesen Ländern werden ins-

besondere Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien, Polen, 

Estland und Ungarn im gleichen Zeitraum einen massiven 

Bevölkerungsrückgang erleben – Bulgarien beispielswei-

se um fast 30%. Angesichts einer niedrigen Fertilität und 

einer extremen Überalterung spricht das Berlin-Institut in 
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diesem Fall bereits von einem „vergreisenden Land“. (vgl. 

Abb. 1). Zu den Staaten, die ein Bevölkerungswachstum 

bis zum Jahr 2060 haben werden, gehören Norwegen mit 

einem Anstieg von 27,4 % und die Schweiz mit einem An-

stieg von 21,1 %. Nach den EUROSTAT-Prognosen werden 

im Jahr 2060 wahrscheinlich das Vereinigte Königreich mit 

77 Millionen, Frankreich mit 72 Millionen, Deutschland mit 

71 Millionen (heute: 82,3 Millionen), Italien mit 59 Millio-

nen und Spanien mit 52 Millionen die Mitgliedsstaaten mit 

den höchsten Bevölkerungszahlen sein. 

Bald mehr 65-Jährige als unter 20-Jährige - Unter-
schiedliche Verteilung der Alterung in den einzel-
nen Regionen

Nach den Prognosen wird der Anteil der älteren Men-

schen (65 Jahre und älter) von 17,1 % im Jahr 2008 auf 

30 % im Jahr 2060 in allen Ländern der EU ansteigen. 

Nur in sechs Ländern wird nach der Projektion die Zunah-

me dieser Altersgruppe weniger als 10 Prozentpunkte be-

tragen. Der Anteil der über 80-Jährigen wird im gleichen 

Zeitraum von 4,4 % auf 12,1 % anwachsen. Nach den 

Analysen des Berlin-Instituts wird dabei die Alterung re-

gional sehr unterschiedlich ausfallen. Beispielsweise wird 

der Anteil der über 75-Jährigen in der italienischen Regi-

on Ligurien mit derzeit 13 % bis 2030 relativ moderat auf 

18 % ansteigen. Im Gegensatz dazu wird sich etwa in der 

ostdeutschen Region Chemnitz der Anteil der über 75-Jäh-

rigen von fast 10 auf 19 % verdoppeln. Hauptgrund ist 

hier eine starke Abwanderung junger Menschen. Im kin-

derreichen Irland steigt der Anteil der über 75-Jährigen 

nur von 4,5 auf 8,5 %. Und die Alterung geht europaweit 

weiter: So nimmt EUROSTAT an, dass der Anteil der über 

65-Jährigen und Älteren im Jahr 2060 zwischen 23,6 % in 

Luxemburg, 24,7 % im Vereinigten Königreich und 25,0 % 

in Dänemark bis zu 36,2 % in Polen, 36,1 % in der Slo-

wakei und 35,0 % in Rumänien liegen wird.  

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)
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Abb.1: Entwicklung der Bevölkerung in der EU27 vom 01.01.2008 bis zum 01.01.2060
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Im Vereinigten Königreich lebten 2007 60 975 000 Men-

schen – das waren 0,6 % mehr als im Jahr 2006, als 

die Bevölkerungszahl bei 60 587 000 lag. Hauptgründe für 

diesen Zuwachs waren steigende Geburtenzahlen, Rück-

gänge bei den Sterbefällen und  Veränderungen bei den 

Migrationsbewegungen. 

Höchste Fertilität seit 1980 im Vereinigten König-
reich 

Die TFR lag 2007 im Vereinigten Königreich bei 1,9 Kin-

dern je Frau – dem höchsten Stand seit 1980. Seit dem 

Jahr 2001 ist die TFR jedes Jahr kontinuierlich angestie-

gen und das gegenwärtige Fertilitätsniveau ist relativ hoch 

im Vergleich zu den 1980er und 1990er Jahren. Dabei ist 

auch in den zum Vereinigten Königreich gehörenden Län-

dern Nordirland (mit der höchsten TFR von 2,02 Kindern 

je Frau), Schottland (mit 1,73 Kindern je Frau) die TFR in 

den letzten fünf Jahren gestiegen. Die TFR in England und 

Wales liegt mit 1,92 und 1,90 nahe am Durchschnitt des 

Vereinigten Königreiches. 

Wie in anderen Ländern fällt auch im Vereinigten Kö-

nigreich auf, dass die Altersmuster der Fertilität sich ver-

ändern: So hatten 2007 die 30- bis 34-jährigen Frauen 

die höchsten Geburtenzahlen aller Altersgruppen und das 

Durchschnittsalter bei der Erstgeburt ist somit kontinuier-

lich angestiegen. Lag das Alter 2001 noch bei 28,6 Jahren, 

so war es 2007 mit 29,3 Jahren schon deutlich höher. 

Unterschiede in der Kinderzahl zeigen sich auch zwi-

schen den einheimischen und den im Ausland 

geborenen Frauen. Aus den Zahlen der Statis-

tiker geht hervor, dass die ausländischen Frau-

en eine höhere Fertilität haben als die Einheimi-

schen und zwar in allen Altersgruppen. So lag die 

TFR für die nicht im Vereinigten Königreich gebo-

renen Frauen 2007 bei 2,54, während sie bei den 

einheimischen Frauen 1,79 betrug. 

Weiterer Rückgang der Sterblichkeit in 
England und Wales 2007

Ein weiterer Faktor, der sich auf die Bevölke-

rungszunahme 2007 auswirkte, war der Rück-

gang bei den Sterbefällen. Insgesamt starben in 

diesem Jahr 504 052 Menschen. Die altersstan-

dardisierten Sterbefallziffern lagen bei 6,957 Ge-

storbenen je 1 000 Einwohner (2006: 7,1) bei 

den Männern und 4,926 Gestorbenen (2006: 

4,989) bei den Frauen. Verglichen mit den Zah-

Abb.1:  Entwicklung der TFR in Großbritannien zwi-
schen 1960 und 2007

Quelle: National Statistics 2008

BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG IN ENGLAND

Die Zahl der älteren Menschen in Großbritannien hat 2007 weiter zugenom-
men (Pressemitteilung von National Statistics vom 28. August 2008)

Im Vereinigten Königreich ist im Jahr 2007 der Anteil der Altersgruppe der unter 16-Jährigen weiter zu-
rückgegangen. Wie das Nationale Statistikamt mitteilt liegt nun zum ersten Mal der Prozentsatz dieser 
Gruppe unter der Bevölkerungsgruppe im Rentenalter. Diese Gruppe hat weiter zugenommen.  Die am 
schnellsten wachsende Altersgruppe ist allerdings die der über 80-Jährigen. Insgesamt ist die englische 
Bevölkerung 2007 um 388 000 angestiegen im Vergleich zum Vorjahr.
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len von 2006 gab es somit bei den Männern einen Rück-

gang um 2,3 % und bei den Frauen um 1,3 %. Im 20. 

Jahrhundert sind die Sterbefallzahlen im Vereinigten Kö-

nigreich kontinuierlich zurückgegangen: bei den Männern 

von 25,829 je 1 000 Einwohnern im Jahr 1901 auf 8,477 

im Jahr 2000. Bei den Frauen ging die Ziffer von 21,705 je 

1 000 Einwohnern auf 5,679 im gleichen Zeitraum zurück. 

Diese Trends haben sich nach den Daten des Statistikam-

tes auch im 21. Jahrhundert fortgesetzt. So fi el die Ster-

beziffer für die Männer zwischen 2001 und 2007 um 15 % 

von 8,230 auf 6,957 Gestorbene je 1 000 Einwohner, wäh-

rend sie bei den Frauen um 11 % zurückging: von 5,566 

auf 4,926 Gestorbene. 

Auch der positive Wanderungssaldo trug 2007 ent-

scheidend zum Bevölkerungswachstum bei. So betrug der 

Wanderungsüberschuss 2007 198 000 Menschen – eine 

Zunahme um 36 % im Vergleich zum Jahr 2002. 

Die demographische Alte-
rung macht sich immer stär-
ker bemerkbar

Der Vergleich der Altersgrup-

pen zeigt auch im Vereinigten 

Königreich einen immer größe-

ren Anteil der Älteren an der Ge-

samtbevölkerung. So war die 

am schnellsten wachsende Al-

tersgruppe die der über 80-Jäh-

rigen, die einen Anteil von 4,5 % 

(2 749 507) an der Gesamtbe-

völkerung hatten. Diese Alters-

gruppe hat um über 1,1 Milli-

onen Personen zugenommen 

zwischen 1981 (1 572 160) und 

2007 (2 749 507). Die Alters-

gruppe der Jüngeren unter 16 

Jahren hat hingegen seit 1995 

kontinuierlich abgenommen und 

lag 2007 anteilsmässig unter 

dem Anteil der Bevölkerung im 

Rentenalter (vgl. Abb.2). Die Zahl der älteren Menschen in 

England und Wales hat 2007 zugenommen. Nach den An-

gaben des Statistikamtes resultiert diese Entwicklung aus 

der rückläufi gen Mortalität bei den älteren Alterskohor-

ten seit 1950. So ist die Mortalitätsziffer bei den über 75-

Jährigen von 137 Sterbefällen pro 1 000 Einwohner zwi-

schen 1911 und 1915 auf 83 Sterbefälle zwischen 2006 

und 2007 gesunken. In der Altersgruppe zwischen 65 und 

74 Jahren ist die Mortalitätsziffer im selben Zeitraum von 

57 auf 19 Sterbefälle pro 1 000 Einwohner zurückgegan-

gen. Aber auch die rückläufi ge Mortalität im ersten Le-

bensjahr und zwischen 1 und 64 Jahren ist in den letzten 

100 Jahren zurückgegangen und hat ebenfalls zur wach-

senden Zahl älterer Menschen in England und Wales bei-

getragen.

(Übersetzung und Zusammenfassung: Bernhard Gückel, 

BiB)

Quelle: National Statistics 2008

Abb.2:  2007 erstmalig mehr Rentner als unter 16-Jährige im 
 Vereinigten Königreich
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KINDERLOSIGKEIT IN DEN NIEDERLANDEN

Kinderlosigkeit nach Ausbildungsniveau in den Niederlanden
(Elma van Agtmaal-Wobma; Mila van Huis: De relatie tussen vruchtbaarheid en opleidungsniveau van 
de vrouw. Der Zusammenhang zwischen Fertiltät und Ausbildungsniveau von Frauen. 
In: Bevolkingstrend Heft 2, 2008)

Die Kinderlosigkeit von Akademikerinnen ist in der aktuellen Diskussion um die niedrige Fertilität und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Deutschland in jüngster Zeit sehr kontrovers diskutiert worden. 
Für Deutschland liegen verlässliche Daten zum Anteil endgültig kinderloser Frauen aus der amtlichen 
Statistik  bzw. dem Mikrozensus bisher nicht vor. Nach einer Änderung der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen werden in Zukunft Daten vom Jahr 2008 an verfügbar sein.
Die Daten, die in den Niederlanden verfügbar sind, zeigen, dass in diesem Land der Anteil der kinderlosen 
Frauen unter den gut ausgebildeten Frauen bei allen Geburtskohorten sehr hoch war. Der Zuwachs an 
kinderlosen Frauen beruht dort vor allem auf einer Steigerung des Anteils gut ausgebildeter Frauen und 
höheren Anteilen Kinderloser unter den Frauen mit geringer und mittlerer Ausbildung.

Für die Niederlande stehen diese Daten im zentra-

len Personenstandsregister zur Verfügung und wer-

den jährlich in einer Strukturerhebung durch das Statisti-

sche Amt der Niederlande CBS ausgewertet. Erst kürzlich 

wurde ein Datenbestand aus der Erhebung der Berufsbe-

völkerung verfügbar, der Informationen über das Ausbil-

dungsniveau von Frauen im Jahr 2003 umfasst und mit 

den Daten zur Fertilität zusammengeführt werden kann. 

Diese Auswertung ermöglicht, die Entwicklung der Kin-

derlosigkeit unterschiedlicher Geburtskohorten von Frau-

en nach deren Ausbildungsniveau zu analysieren. Hierbei 

kommen Zusammenhänge zum Vorschein, die auch aus 

deutscher Perspektive interessant sind.

Die bevölkerungswissenschaftlichen Interpretationen 

der Fertilitätsentwicklung in der Nachkriegsperiode ge-

hen von einem säkularen Rückgang der Fertilität, einer 

Erhöhung des Alters der Mutter bei der Geburt der Kin-

der und einer steigenden Zahl endgültig kinderloser Frau-

en aus. Eine Entwicklung, die unter dem Namen Zwei-

ten Demographischer Übergang eine populäre Erklärung 

für gleichlaufende gesellschaftliche Entwicklungen in vie-

len europäischen Ländern seit den 1960er Jahren bietet. 

Insbesondere die Kinderlosigkeit von akademisch gebil-

deten Frauen ist dabei in den letzten Jahren als Ausdruck 

für die schwierige Vereinbarkeit von Familie und Beruf und 

hohe Opportunitätskosten von Frauen in gut bezahlter Be-

schäftigung interpretiert worden. Die Ergebnisse der nie-

derländischen Untersuchung zeigen dabei, dass der An-

teil der kinderlosen Frauen unter den gut ausgebildeten 

bei allen Geburtskohorten sehr hoch war. Die Geburtsko-

horten 1945-1949 der hoch ausgebildeten Frauen waren 

zu 26,6 % kinderlos geblieben, die Geburtskohorten zwi-

schen 1950 und 1964 zu 27,0 % bis 28,2 % und die Ge-

burtskohorten 1965-1969 zu 26,7 %. Der Anteil der kin-

derlosen Frauen mit guter Ausbildung hat sich demnach 

für die heute 39-Jährigen bis 63-Jährigen kaum verändert 

und unterlag nur geringen Schwankungen, wobei bei jün-

geren Frauen sogar ein leichter Trend zum Rückgang der 

Kinderlosigkeit festzustellen ist. Für die jüngste Kohorte 

kann der Anteil zudem noch leicht sinken, weil diese Frau-

en derzeit in einem Alter sind, in dem sie noch Kinder be-

kommen können.

Zugenommen hat die Kinderlosigkeit allerdings unter 

den Frauen mit geringer bis mittlerer Qualifi kation. Bei ge-

ringem Ausbildungsniveau stieg der Anteil Kinderloser von 

9,4 % bei den Geburtskohorten 1945-1949 kontinuierlich 

auf 15,7 % bei den Geburtskohorten 1965-1969. Bei den 

Frauen mit mittlerem Ausbildungsstand stieg der Anteil 

entsprechend von 14,4 % auf 20,5 %. Die Autoren der 

Analyse weisen darauf hin, dass hier Veränderungen von 

Normen und Werten und darauf basierenden Heiratsent-

scheidungen und Familienbildungsprozessen von gut qua-

lifi zierten Frauen wohl das Vorbild lieferten, dem von Frau-

en mit einem geringeren Ausbildungsstand gefolgt wurde. 
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FERTILITÄT IN JAPAN

Warum gibt es im Reich der aufgehenden Sonne immer weniger Kinder? 
(Patricia Boling: Demography, Culture and Policy: Understanding Japan´s Low Fertility. In: Population 
and Development Review 34(2/2008): S. 307-326 (Juni 2008) und „The Japan Times“ vom 13. Sep-
tember 2008: „Centenarians expected to rise to record 36 276 Persons“)

Im Jahr 2007 lebten in Japan 127,77 Millionen Menschen – und damit nur geringfügig mehr als im Vor-
jahr. Insgesamt ist nach statistischen Erhebungen aufgrund der demographischen Entwicklung von ei-
ner weiteren Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung auszugehen. Mit ein Grund dafür ist ein neuer 
Tiefststand der Kinderzahl im Jahr 2007. Wie die Neue Zürcher Zeitung bereits im Mai 2008 berichtete, 
sind 17,25 Millionen Japaner jünger als 15 Jahre. Diese Altersgruppe mache somit noch 13,5 % der Ge-
samtbevölkerung aus. Die Zeitung titelte bereits mit der Überschrift „Japans Kindermangel“. Die Bevöl-
kerung der Altersgruppe zwischen 15 und 64 Jahren hatte nach Angaben des Statistic Bureaus in Japan 
bereits mit 83,02 Millionen Menschen einen Anteil von 65 % an der Gesamtbevölkerung. Somit haben be-
reits seit 1997 die Anteile der Älteren die der jüngeren überholt. Nach einer Meldung der „Japan Times“ 
vom September 2008 hat die Zahl der 100-Jährigen in Japan mit 36 276 Menschen Ende September 2008 
einen Rekord erreicht. Dabei ist die Alterung in dieser Gruppe vorwiegend weiblich: 86 % der 100-Jäh-
rigen sind Frauen. Eine steigende Alterung und fallende Geburtenziffern führen somit in der Zukunft zu 
einer verzerrten Alterspyramide. Mit einer TFR von 1,34 im Jahr 2007 zählt Japan zu den „low-fertility-
Ländern“.  Worin liegen die Ursachen für Japans Kindermangel? 

Die Zahlen des nationalen Statistikamtes sprechen 

eine deutliche Sprache: So ist die Zahl der Lebendge-

burten je 1000 Einwohner von 10 im Jahr 1990 auf 8,6 im 

Jahr 2007 zurückgegangen. Gleiches gilt für die TFR, die 

von 1,54 aus dem Jahr 1990 auf 1,34 Kinder je Frau abge-

sunken ist und von 1975 bis 2005 kontinuierlich rückläufi g 

Auch bei diesen nimmt offensichtlich die bewusste Ent-

scheidung gegen Kinder zu und durch das Hinausschieben 

der ersten Geburt erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dau-

erhaft kinderlos zu bleiben. 

Der Anstieg der durchschnittlichen Kinderlosigkeit in 

den Niederlanden von 13,5 % bei den Geburtskohorten 

1945-1949 auf 20,9 % 

bei den Geburtskohorten 

1965-1969 ist somit nicht 

auf eine Steigerung der 

Kinderlosigkeit der gut 

ausgebildeten Frauen zu-

rückzuführen, sondern 

auf die höhere Kinder-

losigkeit bei Frauen mit 

niedriger und mittlerer 

Bildung sowie der wach-

senden Zahl gut gebildeter Frauen. 

(Übersetzung und Zusammenfassung: Frank Swiaczny, 

BiB)

Geburtskohorte nach Ausbildungsniveau Insgesamt

Niedrig Mittel Hoch

1945-1949 9,4 14,4 26,6 13,5

1950-1954 12,0 16,7 28,2 16,5

1955-1959 13,4 18,4 27,4 18,4

1960-1964 14,5 18,6 27,0 19,2

1965-1969 15,7 20,5 26,7 20,9

Tab. 1: Anteil kinderloser Frauen nach Ausbildungsniveau in %

Datenquelle: Central Bureau voor de Statistiek, Niederlande 2008
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war. Sie stieg zwar 2006 zum ersten Mal seit sechs Jahren 

an auf 1,32 Kinder je Frau und auch 2007 gab es einen 

leichten Aufwärtstrend, der allerdings nach Meinung der 

Demographen nur moderat sein wird und auch im Jahr 

2050 weit unter dem Reproduktionsniveau von 2,1 Kin-

dern bleibt. Die Bevölkerungsvorausberechnungen der UN 

Population Division gehen in ihrer mittleren Variante aus 

dem Jahr 2006 nämlich von einem Anstieg der TFR für die 

Jahre zwischen 2045 bis 2050 auf durchschnittlich 1,60 

Kinder je Frau aus. Damit ist klar, dass Japan von den 

alten Höchstwerten der 1950er Jahre auch zukünftig weit 

entfernt sein wird (vgl. Tabelle 1)

Es stellt sich nun die Frage, worin die Gründe für „Ja-

pans Kindermangel“ liegen. Eine aktuelle Analyse geht 

dabei von mehreren Ursachen aus. Insbesondere ökono-

mische (Verhältnisse auf dem japanischen Arbeitsmarkt), 

soziale und kulturelle Faktoren 

(Stellung der Frau in der japa-

nischen Gesellschaft) stehen 

dabei im Mittelpunkt.

Faktor 1: Der Arbeitsmarkt 
und die Rolle der Frau

Dabei wird die Entwicklung 

Japans zunächst mit der in Fran-

kreich (als ein bei den Geburten 

an der Spitze Europas liegendes 

Land) verglichen. Beide Län-

der betreiben seit geraumer Zeit 

eine aktive pronatalistische Fa-

milienpolitik, die in Frankreich 

mehr Erfolg hatte als in Japan. 

In Japan fi el gar die TFR auf ein 

niedriges Niveau trotz der Aus-

weitung familienfreundlicher 

Politiken, die Japan zum Teil von 

Frankreich übernommen hat-

te. Andere Faktoren scheinen 

in Japan zusätzlich eine Rolle zu 

spielen. Im Blickpunkt steht da-

bei vor allem die Arbeitswelt Ja-

pans, in der eine lange Arbeits-

woche Familien und arbeitende 

Eltern stark unter Druck setzt – 

stärker als in Frankreich. In Japan verbringen Arbeitneh-

mer deutlich mehr Wochenstunden am Arbeitsplatz als in 

Frankreich. Damit lastet der überwiegende Teil der Haus-

arbeit und Kinderbetreuung auf den Schultern der Frau-

en, die zunehmend auf Unterstützung der Männer bei der 

Hausarbeit und Familienbetreuung drängen. In der Reali-

tät sind sie aber dazu gezwungen, die Arbeit ihrer Män-

ner, die sich auf einem Arbeitsmarkt mit starkem Wettbe-

werb behaupten müssen, zu unterstützen. Studien kamen 

zu dem Ergebnis, dass der Anteil der Frauen, der vor der 

Heirat gearbeitet hatte und dann nach dem ersten Kind 

aufhörte, zwischen 1965 und 1998 von 29 auf 54 % an-

gestiegen ist. Unterbricht eine Frau gar ihre Karriere, um 

sich ihrem Kind zu widmen, so fi ndet sie kaum Chancen 

vor, ihren unterbrochenen Berufsweg adäquat fortzuset-

zen. Diese Mütter fi nden sich vielmehr in irregulären Teil-

zeitverhältnissen oder Gelegenheitsjobs wieder, was ins-

besondere die gut ausgebildeten Frauen davon abhält, 

ihre Karriere für Kinder zu unterbrechen oder ganz aus-

zusteigen. Der Prozentsatz der französischen Frauen mit 

Universitätsausbildung ist mehr als zweimal so hoch wie 

der Anteil bei den japanischen Frauen. Darüber hinaus ist 

im japanischen System das Modell einer Vollzeitarbeitneh-

merin, die zugleich Mutter ist, nicht kompatibel.

Im ISSP-Survey von 2002 gaben 74,7 % der japani-

schen Frauen an, die Rolle der Hausfrau sei für sie genau-

so erfüllend wie ein Arbeitsplatz, in Frankreich behauptete 

dies weniger als ein Drittel. In Japan spielen traditionel-

le Werte und Einstellungen, die die Rolle der Frau eher in 

Familie und Haushalt betonen, eine wichtige Rolle. Unter 

den jüngeren Frauen hat allerdings bereits ein Umdenken 

begonnen, wie Umfragen zeigen.

Faktor 2: Einstellungen zu Ehe und Familie   
Die Zahl der nichtehelichen Geburten ist in Japan im 

Vergleich zu Frankreich vergleichsweise gering: Lediglich 

1,9 % aller Geburten in Japan im Vergleich zu 46,2 % in 

Frankreich fi nden nicht in einer Ehe statt. Auswirkungen, 

wann und ob Paare heiraten, haben hier einen größeren 

Einfl uss auf die Fertilitätsentwicklung als in Frankreich.  

Allerdings hat auch in Japan das Durchschnittsalter bei 

der Erstheirat  zugenommen – auf 30,1 Jahre bei den Män-

nern und 28,3 Jahre bei den Frauen im Jahr 2007. Es gab 

hier einen Anstieg von 1,7 Jahren (Männer) bzw. 2,5 Jah-

1950-1955 2,75

1955-1960 2,08

1960-1965 2,02

1965-1970 2,00

1970-1975 2,07

1975-1980 1,81

1980-1985 1,76

1985-1990 1,66

1990-1995 1,49

1995-2000 1,39

2000-2005 1,29

2005-2010 1,27

2010-2015 1,27

2015-2020 1,30

2020-2025 1,35

2025-2030 1,40

2030-2035 1,45

2035-2040 1,50

2040-2045 1,55

2045-2050 1,60

Tab.1: Entwicklung der TFR 
in Japan zwischen 1950 und 
2050 (Mittlere Variante der 
UN)

Datenquelle: UN World Population Prospects 2007
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ren (Frauen) in den letzten 20 Jahren. Damit gehört Ja-

pan weltweit zu den Ländern, in denen am spätesten ge-

heiratet wird. Es deutet sich bei den japanischen Frauen 

ein Umdenken über die Institution Ehe an, wie aus dem 

ISSP-Survey ersichtlich wird: So stimmen jüngere Frauen  

weitaus weniger der Aussage zu, „Verheiratete seien ge-

nerell glücklicher“ und freunden sich mit dem Gedanken 

an, es sei akzeptabel bereits vor der Ehe zusammen zu le-

ben. Die Zustimmung zur Aussage „Der Ehemann sollte 

der Brötchenverdiener sein, die Frau zuhause bleiben“ fi el 

von 71 auf 46 % zwischen 1982 und 1997. Bei der Aus-

sage „Wenn eine Frau verheiratet ist, sollten ihre Priori-

täten der Familie gelten und weniger ihren persönlichen 

Bedürfnissen“ fi el die Zustimmung von 65 auf 58 % zwi-

schen 1992 und 1997. Dabei überrascht die Demographen 

besonders das Tempo des Einstellungswandels der japa-

nischen Frauen gegenüber den traditionellen Geschlech-

terrollen. Dieser Mangel an Enthusiasmus gegenüber der 

GEBURTENENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND

Jahr 2007: Durchschnittliche Kinderzahl steigt auf 1,37 Kinder je Frau
(Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 20.08.2008)

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, be-

trug im Jahr 2007 in Deutschland die durchschnitt-

liche Kinderzahl je Frau 1,37 nach 1,33 im Jahr 2006. Sie 

nahm damit 2007 erstmals seit 2004 wieder zu. Einen hö-

heren Wert hatte die durchschnittliche Kinderzahl je Frau 

zuletzt 2000 er reicht (1,38). 2007 waren rund 685 000 

Kinder geboren worden, etwa 12 000 mehr als 2006.

Wie in den vergangenen Jahren ging die durchschnittli-

che Zahl der Geburten bei jüngeren Frauen auch 2007 

zurück, während sie bei den Frauen ab Ende 20 zunahm. 

Besonders ausgeprägt war diese Zunahme 2007 auch im 

Vergleich zu den Vorjahren bei den Frauen von etwa 33 

bis 37 Jahren.

Sowohl im Westen als auch im Osten Deutschlands 

hat die durchschnittliche Kinderzahl im Jahr 2007 zuge-

nommen und beträgt jetzt jeweils 1,37. Damit lag die 

durchschnitt liche Kinderzahl je Frau erstmals seit 1991 in 

den neuen Bundesländern so hoch wie im früheren Bun-

desgebiet (jeweils ohne Berlin).

Im Westen kam es damit erstmals seit 2004 und zu-

vor 2000 wieder zu einer Zunahme dieser Kennzahl. Die 

durchschnittliche Kinderzahl erreichte 2007 wieder den 

Stand von 2004, fi el aber niedriger aus als in den Jah-

ren 1996 bis 2001. Im Osten Deutschlands stieg sie 2007 

deutlich auf den höchsten Wert seit der Wiedervereini-

gung an, nachdem sie bis 2006 auf dem Niveau, das 2004 

erreicht wurde, verharrt hatte. Zuvor hatte die durch-

schnittliche Kinderzahl dort nach ihrem Tief Anfang der 

1990er Jahre bereits deutlich zugenommen.

(Text: Destatis)

Ehe trägt nach Ansicht von Demographen zum Trend der 

späteren Heirat und Familiengründung in Japan (und nicht 

nur dort) bei. Insgesamt warten die jungen Leute in Ja-

pan länger mit der Heirat und immer mehr bleiben Single 

– zwei Verhaltensmuster, die zur niedrigen Fertilität beitra-

gen. Diese Muster sind das Resultat sowohl einer größe-

ren Jobunsicherheit auf dem Arbeitsmarkt als auch verän-

derter Einstellungen der jüngeren Frauen gegenüber einer 

Heirat. Gleichzeitig steigen auch in Japan seit den 1960er 

Jahren die Scheidungszahlen, wenngleich sie in den letz-

ten fünf Jahren leicht zurückgingen auf 255 000 im Jahr 

2007, nachdem sie ihren Höchststand mit 290 000 im Jahr 

2002 erreicht hatten.  

(Übersetzung und Zusammenfassung: Bernhard Gückel, 

BiB)
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ENTWICKLUNG DER WELTBEVÖLKERUNG

Aktuelle Trends zur Bevölkerungsentwicklung und Familienplanung in den 
Entwicklungsländern anlässlich des Weltbevölkerungstags 2008

Steigende Konkurrenz um Rohstoffe, insbesondere Öl und andere Energieträger, sowie Lebensmittel und 
Preise auf Höchstniveau haben den Blick mit Besorgnis auf die wachsenden Bevölkerungen der Schwel-
len- und Entwicklungsländer und deren weitere Nachfrageentwicklung gelenkt. Gleichzeitig treten immer 
häufi g Naturextreme auf, durch die weltweit immer mehr Menschen, vor allem in den ärmsten und am 
wenigsten entwickelten Ländern, gefährdet werden. Eine Entwicklung die mit dem vom Menschen ver-
ursachten Klimawandel und der Konzentration von Bevölkerung in besonders gefährdeten Regionen zu 
erklären ist und die Frage nach den Tragfähigkeitsgrenzen einer nachhaltigen Entwicklung stellen lässt. 
Darüber hinaus kontrastieren die Alterung der Bevölkerung und der sich abzeichnende Bevölkerungs-
rückgang in Europa mit sehr jungen und schnell wachsenden Bevölkerungen in den Entwicklungsländern, 
was in jüngster Zeit Befürchtungen geweckt hat, dieser Gegensatz könne die Sicherheit und politische 
Stabilität in der Welt gefährden. Dem „Menschenrecht Familienplanung“, Thema des Weltbevölkerungs-
tags 2008, kommt angesichts dieser Herausforderungen eine besondere Bedeutung zu.

Bevölkerungswachstum

Die Modellrechnungen der UN-Bevölkerungsabtei-

lung zeigen, dass die Weltbevölkerung nach allen 

Annahmen auch in Zukunft weiter steigen wird. Dieses 

Wachstum wird in erster Linie in den am wenigsten ent-

wickelten Ländern stattfi nden und um die Jahrhundert-

mitte seinen Höhepunkt noch nicht erreicht haben. Die 

Weltbevölkerung steigt nach der mittleren Variante dieser 

Modellrechnungen auf 9,2 Mrd. Menschen im Jahr 2050. 

Für diese Modellrechnung wird angenommen, dass die 

durchschnittliche Zahl der Kinder je Frau bis 2050 weltweit 

auf 2,02 zurückgeht. In vielen Entwicklungs- und Schwel-

lenländern hat der entsprechende Rückgang der Fertilität 

bereits eingesetzt. In einigen der am wenigsten entwik-

kelten Länder, diese liegen vorwiegend in Afrika, steht der 

Rückgang aber erst noch bevor und bei einer Reihe von 

Ländern zeigt sich neuerdings eine Stagnation des Ferti-

litätsrückgangs (vgl. Bongaarts 2008). Den Ein-

fl uss, den der Fertilitätsrückgang auf die künftige 

Bevölkerungsentwicklung hat, zeigen alternative 

Modellannahmen der UN-Bevölkerungsabteilung. 

Bei einer 2050 weltweit um rund 0,5 Kinder hö-

heren Fertilität als in der mittleren Modellvariante 

würde die Weltbevölkerung nicht auf 9,2 sondern 

auf 10,7 Mrd. Menschen anwachsen. Aber auch 

bei einer um rund 0,5 Kinder niedrigeren Fertili-

tät würde die Weltbevölkerung bis 2050 noch auf 

7,8 Mrd. Menschen zunehmen. Dies entspricht 

in den am wenigsten entwickelten Ländern ei-

nem sehr schnellen Rückgang der Fertilität von 

derzeit noch deutlich mehr als 4 Kindern je Frau 

auf etwa das Bestandserhaltungsniveau von 2,1 

im Jahr 2050. Diese Beispielrechnungen zeigen, 

wie groß der Einfl uss der Fertilitätsentwicklung 

auf das Bevölkerungswachstum ist und welche 
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Die Weltbevölkerung wächst derzeit um 78,5 Mio. Menschen pro Jahr. Bis 2050 wird
sie nach Modellrechnungen der UN je nach Entwicklung der Fertilität zwischen 7,8
und 10,7 Mrd. liegen.

Quelle: UN World Population Prospects 2006 Revision

Abb.1: Weltbevölkerung und Fertilität bis 2050
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Spannweite das Bevölkerungswachstum zwischen einem 

langsamen und einem schnellen Fertilitätsrückgang an-

nehmen kann. Auch bei Annahme eines günstigen Ver-

laufs des Fertilitätsrückgangs in den weniger entwickel-

ten Ländern müssen alle Strategien einer nachhaltigen 

Entwicklung aufgrund der demographischen Trägheit bis 

zur Jahrhundertmitte von einer deutlich höheren Bevölke-

rungszahl als heute und damit vermutlich auch einer hö-

heren Nachfrage ausgehen. Das gesamte prognostizierte 

Bevölkerungswachstum wird sich dabei in Zukunft in den 

weniger entwickelten Ländern und dort ausschließlich in 

den Städten konzentrieren. Der Trend zur Verstädterung 

birgt dabei nicht nur Risiken, sondern – so die Einschät-

zung der UN anlässlich der Kommission für Bevölkerung 

und Entwicklung 2008 (UN 2008) – vor allem Chancen für 

die nachhaltige Entwicklung. 

Demographischer Wandel und Entwicklung
Mit dem Rückgang der Fertilität sind strukturelle Ver-

änderungen des Bevölkerungsprozesses verbunden, die 

durch eine zahlenmäßige Verschiebung der Altersgrup-

pen einer Bevölkerung zueinander gekennzeichnet sind. 

So nimmt die Zahl der Kinder und Jugendlichen im Ver-

hältnis zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ab. Dabei 

bleibt die Zahl der Senioren zunächst noch ge-

ring. Während dieser Phase stehen einer großen 

Zahl an Erwerbspersonen vergleichsweise weni-

ge noch nicht oder nicht mehr Erwerbstätige ge-

genüber. Der sogenannte Abhängigenquotient 

geht dabei zurück und erreicht ein besonders 

günstiges Verhältnis. Daraus resultiert eine ge-

samtwirtschaftliche demographische Dividende: 

durch das günstige Verhältnis zwischen Erwerbs-

personen und den von diesen zu versorgenden 

Bevölkerungsteilen werden Ressourcen frei, die 

in die Entwicklung eines Landes investiert wer-

den können, bevor die geburtenstarken Jahrgän-

ge aus dem Erwerbsleben ausscheiden und die 

Bevölkerung altert. Der demographische Wandel 

öffnet damit ein „Window of Opportunity“ für die 

Entwicklung in den weniger entwickelten Län-

dern. Damit die demographische Dividende eine 

nachhaltige Entwicklung unterstützen kann und 

das Bevölkerungswachstum nicht zu einer Ver-

schärfung der Entwicklungs- und Umweltprob-

leme beiträgt, müssen allerdings zahlreiche Rahmenbe-

dingungen erfüllt sein, insbesondere muss das wachsende 

Erwerbspersonenpotential eine produktive Beschäftigung 

fi nden (UN 2007). Als Ergebnis des Fertilitätsrückgangs 

werden künftig auch die weniger entwickelten Länder al-

tern, was diese vor besondere Herausforderungen stellen 

wird. Weitere Chancen für die Lösung globaler Probleme 

ergeben sich auch aus der internationalen Migration, wor-

auf die Vereinten Nationen jüngst hingewiesen haben (UN 

2006), so dass gegenläufi ge demographische Prozesse in 

der Welt nicht zwangsläufi g auch zu einer Intensivierung 

von Interessengegensätzen führen müssen. 

Familienplanung
Eine rückläufi ge Fertilität eröffnet somit sowohl über 

das kurzfristige „Windows of Opportunity“ einer demo-

graphischen Dividende als auch über die langfristige Re-

duktion des Bevölkerungswachstums Chancen für eine 

nachhaltige Entwicklung. Die international vereinbarten 

Entwicklungsziele, wie die in den UN Millenium Develop-

ment Goals (MDG) festgelegte Reduzierung der Armut 

und Verbesserung der menschlichen Lebensbedingungen, 

aber auch die Reduzierung des Ressourcenverbrauchs und 

der Umweltbelastungen als Voraussetzung für ökologische 
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Je schneller die Fertilität eines Landes sinkt, desto kürzer ist auch die Dauer der de-
mographischen Dividende. In China beginnt deren Ende um 2015, in Indien bleibt
das Window of Opportunity" bis zur Jahrhundertmitte offen."

Quelle: UN World Population Prospects 2006 Revision

Abb.2: Fertilitätsrückgang und demographische Dividende
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Nachhaltigkeit, lassen sich einfacher erreichen, wenn das 

Bevölkerungswachstum langfristig zurückgeht. 

Die Umsetzung des bereits vor 40 Jahren auf der Men-

schenrechtskonferenz von Teheran vereinbarten Men-

schenrechts auf Familienplanung kann hierzu einen Bei-

trag leisten. Noch immer haben nicht alle Frauen, die dies 

möchten, Zugang zu Familienplanung und rund 76 Mio. 

Frauen werden in den weniger entwickelten Ländern je-

des Jahr ungewollt schwanger. Zudem sind ungewoll-

te Schwangerschaften mit zusätzlichen Risiken für Mut-

ter und Kind verbunden und eine höhere Zahl an Kindern 

verringert die Möglichkeit der Eltern, die Gesundheit und 

Ausbildung ihrer Kinder zu verbessern und ihnen so bes-

sere Zukunftschancen zu sichern. Gesündere und gut aus-

gebildete Kinder sind aber eine der notwendigen Voraus-

setzungen, damit die demographische Dividende zu einer 

nachhaltigen Entwicklung führen kann.

Zum diesjährigen Weltbevölkerungstag am 11.7.2008 

hat die UNFPA die Bedeutung der Familienplanung und 

reproduktiven Gesundheit für die Umsetzung der MDG-

Ziele hervorgehoben. In jüngster Zeit sind dabei allerdings 

Mittel für Familienplanung und reproduktive Gesund-

heit zugunsten der HIV/AIDS-Bekämpfung umgeschich-

tet worden und die UNFPA hat anlässlich der Tagung der 

Kommission für Bevölkerung und Entwicklung 2008 dar-

auf hingewiesen, dass die im ICPD Programme of Action 

gesteckten Ziele der Situation von 1993 entsprechen und 

dem heutigen stark gestiegenen Bedarf nicht mehr ent-

sprechen (Pawliczko, 2008). Nach Angaben der Deut-

schen Stiftung Weltbevölkerung werden von den derzeit 

erforderlichen 1,2 Mrd. $ für den nicht gedeckten Bedarf 

an Verhütungsmitteln nur 550 Mio. $ durch die Geberlän-

der der Entwicklungshilfe aufgebracht und bis 2025 wird 

eine weitere Steigerung der Nachfrage um 40 % erwar-

tet (DSW 2008). Familienplanung und reproduktive Ge-

sundheit bleiben somit auch 40 Jahre nach der Menschen-

rechtskonferenz von Teheran aktuelle Herausforderungen 

für die international vereinbarten Entwicklungsziele.

Frank Swiaczny, BiB
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38. Frühjahrsseminar 2. - 20. März 2009:
Visualisierung komplexer Datenstrukturen

Bei den Frühjahrsseminaren von GESIS handelt es sich um Fortbildungskurse für Sozialwissenschaftler, die sich für 

weiterführende Methoden der Datenanalyse und die Anwendung dieser Techniken interessieren. Teilnehmer sollten 

eine solide statistische Grundausbildung besitzen und Erfahrung im Umgang mit PCs sowie mit Programmen zur statis-

tischen Datenauswertung, z.B. SPSS oder Stata, vorweisen können. 

Das Frühjahrsseminar umfasst Vorlesungen, Übungen und praktische Arbeit am Computer. Während in den Vorlesungen 

die Modellogik und die entsprechenden Analysestrategien erläutert werden, wird Teilnehmern bei den Übungen und 

der praktischen Arbeit Gelegenheit gegeben, diese Methoden auf die Daten anzuwenden. Wie schon in den vorange-

gangenen Frühjahrsseminaren wird auch diesmal der Schwerpunkt auf der Vermittlung multivariater Analyseverfahren 

liegen. Das Thema 2009 werden Strategien zur Visualisierung komplexer Datenstrukturen sein. Neben den Vorlesungen 

werden die Teilnehmer auch über die Angebote und Dienstleistungen des GESIS-ZA, des deutschen Archivs für Um-

fragedaten, informiert. 

Das Seminar deckt drei Module zu je einer Woche ab, die teilweise aufeinander aufbauen. Die Kurse können sowohl 

einzeln als auch als Packet gebucht werden. 

Ein detailliertes Programm wird rechtzeitig auf dieser Webseite zur Verfügung gestellt:

http://www.gesis.org/forschung-lehre/veranstaltungenfortbildungen/fruehjahrsseminar/ 

Vorlesungen
Die Vorlesungen werden auf Englisch gehalten. Zu den Dozenten zählen:

• Professor Jörg Blasius, Andreas Mühlichen (Universität Bonn): 

• Correspondence Analysis and Related Methods - Geometric Data Analysis

März 2-6, 2009 

• Professor Patrick J.F. Groenen, Drs. Frank M.T.A. Busing (Erasmus Universität Rotterdam, Leiden Universität, 

Niederlande):

• Nonlinear Multivariate Analysis and Multidimensional Scaling

März 9-13, 2009 

• Professor Michael Friendly, Ernest Kwan (York Universität, Carleton Universität, Kanada)

• Visualizing Categorical Data with SAS and R

März 16-20, 2009

Address:
GESIS - ZA

Bachemer Str. 40

50931 Köln - Germany

Spring Seminar Secretariat:
Phone +49-221-47694-46 

Fax: +49-221- 47694-904

Scientifi c Coordinator: 
Maria Rohlinger

Phone +49-221-47694 - 45

GESIS - Gesellschaft 
sozialwissenschaftlicher 
Infrastruktureinrichtungen
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DEMOGRAPHISCHER WANDEL

Sächsischer Landtag (Hrsg.): Demographische Entwicklung und ihre Auswirkungen auf die Le-
bensbereiche der Menschen im Freistaat Sachsen sowie ihre Folgen für die politischen Hand-
lungsfelder. Dresden 2008 (Download unter: www.landtag.sachsen.de)

Mit einem Rückgang der Bevölkerungszahl um gut 

eine halbe Million Menschen auf 4,25 Millionen Ein-

wohner seit der politischen Wende und dem Anstieg des 

Durchschnittsalters der Bevölkerung von 39 auf 45 Jah-

re ist Sachsen bereits heute stark von der demographi-

schen Alterung und Schrumpfung betroffen. Grund genug 

für den Sächsischen Landtag, eine Enquete-Kommisssion 

zum Thema einzurichten, die sich mit den Auswirkungen 

der demographischen Entwicklung beschäftigen sollte.

Dieser Bericht bündelt die Ergebnisse und zeigt, dass 

der auf längere Zeit unumkehrbare Prozess der Bevölke-

rungsentwicklung nicht passiv hingenommen werden darf, 

sondern seine Auswirkungen durch aktives politisches 

Handeln gesteuert und gestaltet werden müssen. Dabei 

erstreckt sich nach Ansicht der Kommission eine bevölke-

rungsbewusste Politik auf drei Handlungsfelder: Familien-

politik, Migrationspolitik und Altenpolitik.

Insgesamt führt die Trägheit demographischer Pro-

zesse dazu, dass die Kennzahlen der Vergangenheit den 

Aufbau der sächsischen Bevölkerung weit in die Zukunft 

hinein bestimmen werden. Die niedrigen Geburtenraten 

haben in Verbindung mit der steigenden Lebenserwartung 

dazu geführt, dass die Bevölkerungspyramide starke Ein-

kerbungen aufweist und „kopfl astig“ geworden ist. Und 

auch die zukünftige Entwicklung gibt zu denken: Nach 

den Berechnungen des Statistischen Landesamtes ist zwi-

schen 2006 und 2020 eine weitere Schrumpfung der Be-

völkerung um etwa 380 000 Personen und ein weiterer 

Anstieg des Durchschnittsalters auf 48,8 Jahre zu erwar-

ten. Sofern sich nicht grundlegende Parameter der Bevöl-

kerungsentwicklung ändern, ist auch für die Jahre danach 

mit einer Fortsetzung dieser Trends zu rechnen. 

Dabei vollzieht sich der demographische Wandel regi-

onal sehr unterschiedlich. Während die Auswirkungen in 

den Regionen Leipzig und Dresden nur relativ gering sein 

werden, sind einzelne Regionen in der Oberlausitz und im 

Erzgebirge bereits heute durch eine geringe Siedlungs-

dichte und einen hohen Altersdurchschnitt der Bevölke-

rung gekennzeichnet und stehen somit in den kommen-

den Jahren vor großen Herausforderungen. 

Aus dem Inhalt
 Demographischer Wandel im Freistaat Sachsen 1990 

bis 2020

 Herausforderungen und Potenziale der demogra-

phischen Entwicklung

 Familie, Familiengründung und Gesellschaft

 Wirtschaft und Arbeit

 Bildung, Wissenschaft und Forschung

 Raumentwicklung, Infrastruktur und Verkehr

 Gesundheit und soziale Sicherungssysteme

 Öffentliche Finanzen und Verwaltungen

(Zusammenfassung: Bernhard Gückel, BiB)

•

•

•

•

•

•

•

•

Nikolaus Werz: Demografi scher Wandel. Nomos-Verlag Baden-Baden 2008

Der demografi sche Wandel schreitet schnell voran und 

begegnet uns in vielen Lebensbereichen. Begriffe 

wie Fertilität, Mortalität und Migration sind beinahe täglich 

in den Medien. Während die demografi sche Entwicklung 

der nächsten Jahrzehnte längst bekannt ist, wird in der 

Öffentlichkeit nur wenig über die politische Steuerbarkeit 

und den Umgang mit dem demografi schen Wandel disku-

tiert. Der vorliegende Band beschäftigt sich mit der Frage, 



Neuere demographische LiteraturBiB-Mitteilungen

31 BiB-MITTEILUNGEN 03/2008

welche politischen Schlussfolgerungen aus der Erkenntnis 

zu ziehen sind, dass wir in einer sich wandelnden und äl-

ter werdenden Gesellschaft leben, die sich der Sicherung 

ihrer Sozialsysteme und der Integration von Migranten 

stellen muss. 

(Verlagstext)

Gitte Halder: Demographischer Wandel und politische Antworten in Deutschland
Eine Simulationsstudie im Rahmen eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells
Peter Lang Verlag Frankfurt am Main 2008

Die deutsche Bevölkerung wird in den kommenden 

Jahren unzweifelhaft schrumpfen und vor allem dra-

matisch altern. Umstritten ist jedoch, welche wirtschafts-

politischen Konsequenzen daraus zu ziehen sind. 

Die Arbeit untersucht die ökonomischen Auswirkungen 

verschiedener Reformen der Zuwanderungs-, Familien-, 

Steuer- und Sozialpolitik, wie z.B. im Bereich der gesetz-

lichen Renten- und Pfl egeversicherung. Besonderes Au-

genmerk gilt dabei den inter- und intragenerativen Ver-

teilungseffekten der Reformen. Die Reformsimulationen 

dieser Arbeit basieren auf einem numerischen allgemei-

nen Gleichgewichtsmodell der Auerbach-Kotlikoff-Klasse. 

Ihnen liegt eine detaillierte Projektion der deutschen Be-

völkerung für die kommenden Dekaden zugrunde.

Aus dem Inhalt: 
 Ausgangssituation: Demographischer Wandel in 

Deutschland 

 Modellbeschreibung 

 Veränderungen der gesamtwirtschaftlichen und demo-

graphischen Rahmenbedingungen 

 Aktuelle Reformoptionen der Familien-, Sozial- und 

Steuerpolitik.

(Verlagstext)

•

•

•

•

Jana Brandstätter: International divergierende demographische Entwicklungen und interna-
tionale Kapitalbewegungen
Peter Lang Verlag Frankfurt am Main 2008

Wirkt sich der demographische Wandel auf die inter-

nationalen Kapitalbewegungen aus? Für die Analy-

se dieser Frage wird zunächst untersucht, welchen Ein-

fl uss die Verschiebung der Bevölkerungsaltersstruktur auf 

die gesamtwirtschaftliche Ersparnis und Investition hat. 

Anhand eines Modells der überlappenden Generationen 

wird die Richtung der internationalen Kapitalbewegungen 

zwischen zwei Ländern mit unterschiedlichen demographi-

schen Entwicklungen näher betrachtet. Im Anschluss wird 

gezeigt, welche makroökonomische Bedeutung die inter-

nationalen Kapitalmärkte für eine alternde Gesellschaft 

haben. Des Weiteren versucht die Arbeit aufzuzeigen, wie 

das Erbschafts- und Vorsichtsmotiv, die Ausgestaltung 

des Rentenversicherungssystems und die internationale 

Integration der Kapitalmärkte diese Prozesse beeinfl us-

sen. Abschließend werden nationale und internationale 

Reformmaßnahmen betrachtet, die für eine alternde Ge-

sellschaft notwendig sind, um den makroökonomischen 

Auswirkungen des Alterungsprozesses entgegenwirken zu 

können.

Aus dem Inhalt: 
 Der weltweite demographische Wandel 

 Theoretische Fundierung des Spar- und Investitions-

verhaltens 

 Internationale Kapitalbewegungen und Wechselkurs 

 Das empirische beobachtbare Spar- und Investitions-

verhalten 

 Wirtschaftspolitische Implikationen.

(Verlagstext)

•

•

•

•

•
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Florian Coulmas/Harald Conrad/Annette Schad-Seifert und Gabriele Vogt (Hrsg.): 
The Demographic Challenge. A Handbook about Japan. Leiden/Boston: Brill 2008

Das Handbuch (in englischer Sprache) untersucht die 

demographische Herausforderung, der sich Japan 

zukünftig gegenübersehen wird. Der erste Teil präsentiert 

die fundamentalen Daten, der zweite und dritte Teil be-

schäftigt sich mit den sozialen und kulturellen Aspekten 

des demographischen Wandels in Japan. In den Teilen 

vier und fünf stehen die politischen, wirtschaftlichen und 

sozialen Aspekte im Mittelpunkt. 

Das Handbuch bündelt wissenschaftliche Vertreter 

unterschiedlicher Disziplinen, die sich mit dem weltweit 

schnellsten demographischen Übergang befassen. Da-

bei stehen unter anderem Themen wie die Dynamik der 

Geschlechterrollen, Alterung, Politikgestaltung, Arbeits-

marktstrukturen, Rentensystem, Lebensformen, Werte im 

Mittelpunkt der Analysen. Vor den Hintergrund des demo-

graphischen Wandels wird auch der historische Kontext 

und ein internationaler Vergleich miteinbezogen. 

Aus dem Inhalt
 Japans Population Growth during the past 100 years

 Social Aspects of Demographic Change

 Child Care in a low birth society

 Tradtional Concepts and Images of Old Age in Japan

 Political Parties in an Aging Society

 Family Policy: Framework and Challenges

 Population Ageing and Economic Growth

 Labour Market and the Labour Market Policies for the 

Ageing Society

 The Ageing Society and Economic Inequalities

(Übersetzung und Zusammenfassung: Bernhard Gückel, 

BiB)

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Sylvia Buchen/Maja S. Maier (Hrsg.): Älterwerden neu denken
Interdisziplinäre Perspektiven auf den demografi schen Wandel
VS Verlag Wiesbaden 2008

Sinkende Geburtenzahlen und eine steigende Lebens-

erwartung sind in hochentwickelten Industriegesell-

schaften weltweit feststellbare Phänomene, die in Poli-

tik, Medien und Wissenschaften widersprüchlich diskutiert 

werden: Zum einen wird mit einer Krisenrhetorik vor ei-

ner ‚schrumpfenden’, ‚vergreisten’ Gesellschaft bzw. ei-

ner ‚Rentnerdemokratie’ gewarnt und damit der Gene-

rationenkonfl ikt ins Zentrum gerückt. Zum anderen wird 

ein Ideal des Alters propagiert, das Aktivität, Selbstver-

antwortung und die Bereitschaft zu ‚lebenslangem Lernen’ 

für erstrebenswert erklärt und damit direkt an den Diskurs 

der New Economy anschließt. Dieser Band beansprucht 

der ideologischen ‚Demografi sierung’ sozialer Probleme 

entgegenzuwirken und Möglichkeiten aufzuzeigen, wie Äl-

terwerden nicht nur neu zu denken ist, sondern auch, wie 

ALTERUNG

ein selbstbestimmtes und würdiges Leben (bis zum Tod) 

gestaltet werden kann. Dazu werden aktuelle (und histo-

rische) Diskurse zum demografi schen Wandel und zur Kul-

tur des Alter(n)s aus interdisziplinären Perspektiven kri-

tisch beleuchtet.

Aus dem Inhalt
 Älterwerden aus bildungstheoretischer und kulturwis-

senschaftlicher Sicht 

 Älterwerden aus gendertheoretischer Perspektive 

 Älterwerden und Lebens- und Wohnformen 

 Älterwerden aus gesellschaftspolitischer Sicht

(Verlagstext)

•

•

•

•
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Gesellschaft für Versicherungswissenschaft und -gestaltung e.V. (GVG) (Hrsg.): Alterssiche-
rung in Europa. Nanos-Verlag 2007

Die Alterssicherungssysteme in Europa stehen vor ver-

gleichbaren Herausforderungen: Strukturelle Verän-

derungen in der Demographie, auf dem Arbeitsmarkt und 

bei den Haushalts- und Familienstrukturen erfordern An-

passungsreaktionen bei allen Säulen der Alterssicherung. 

Dieser Band liefert ein umfassendes und differenziertes 

Bild der Alterssicherungsreformen in Dänemark, Belgien, 

Frankreich und Österreich – Nachbarländer Deutschlands, 

die vor ähnlichen Fragen stehen, aber unterschiedlich 

strukturierte Alterssicherungssysteme besitzen und durch-

aus unterschiedliche Lösungswege eingeschlagen haben. 

Ein Überblick zur Entwicklung von Alterssicherungssys-

temen in Europa, ihren Strukturen, Einfl ussfaktoren und 

Tendenzen leitet den Band ein. 

Autoren des Bandes sind Winfried Schmähl, Jørn Hen-

rik Petersen, Hans Peeters, Emmerich Tálos und Arnaud 

Lechevalier.

(Verlagstext)

Norbert F. Schneider (Hrsg.): Lehrbuch der Familiensoziologie. 
Theorien, Methoden, Empirische Befunde. Verlag Barbara Budrich Opladen 2008

Die Beiträge namhafter Autorinnen und Autoren geben 

im Lehrbuch der Familiensoziologie einen fundierten 

Überblick über Theorien, Methoden und empirische Befun-

de der gegenwärtigen familiensoziologischen Forschung. 

Das Buch ist als Einführung in das stark expandierende 

Forschungsgebiet „Familie und private Lebensführung“ 

konzipiert und enthält vielfältige vertiefende Informatio-

nen zum aktuellen Stand der Forschung. 

Mit einer neuartigen Konzeption gibt dieses Lehrbuch 

einen breiten und leicht verständlichen Überblick über die 

Gegenstandsbereiche und den aktuellen Stand der theo-

retischen und der empirischen Familienforschung. Die Ex-

pertInnen aus den Fachgebieten Soziologie, Psychologie 

und Geschichtswissenschaft veranschaulichen aus struk-

turtheoretischer, lebenslauftheoretischer und verglei-

chender Perspektive den Wandel und die aktuelle Situati-

on der Familie in Deutschland und Europa.

Ziel des Bandes ist es, die gegenwärtige Lage „der“ Fa-

milie in Deutschland zu analysieren und sie im Kontext 

ihrer geschichtlichen Entwicklung und der aktuellen ge-

sellschaftlichen Situation zu erklären. Geleitet werden die 

Betrachtungen von der Erkenntnis, dass es „die“ Familie 

nicht gibt und historisch wie gegenwartsbezogen von ei-

FAMILIENFORSCHUNG

ner Vielfalt ihrer Erscheinungsformen auszugehen ist. Die 

Pluralität von Familie und ihre kulturellen, regionalen und 

sozialstrukturellen Differnzierungen stehen dabei im Fo-

kus vieler der hier versammelten Aufsätze. 

Im ersten Teil des Bandes werden die wesentlichen 

Grundlagen der Familiensoziologie erarbeitet. Im zwei-

ten Teil werden dann mittels differenzierter empirischer 

Analysen die wesentlichen Wanderungstendenzen der 

Verbreitung von Familie und Lebensformen in West- und 

Ostdeutschland, des biographischen Timings und der Prä-

valenz relevanter Übergänge im Familienentwicklungspro-

zess (Gründung einer Partnerschaft, Heirat, Übergang zur 

Elternschaft und Scheidung) sowie die Beziehungen zwi-

schen den Familienmitgliedern untersucht.

Der dritte Teil des Buches befasst sich mit speziellen 

Familienproblemen, sozialstrukturellen und geschlechtsty-

pischen Variationen der Familienentwicklung und des Fa-

milienlebens sowie Strategien zur sozialpolitischen Steue-

rung von Familie im Blickpunkt. Der Band schließt mit dem 

Versuch, den Blick zu öffnen und Szenarien der zukünf-

tigen Entwicklung von Familie zu skizzieren. 

(Verlagstext, Inhalt siehe nächste Seite)
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Aus dem Inhalt
 Norbert F. Schneider: Einführung

 Johannes Huinink: Gegenstand der Familiensoziologie

 Martin Abraham/Johannes Kopp: Methoden der Fami-

liensoziologie

 Andreas Gestrich: Sozialgeschichte der Familie in der 

Neuzeit

•

•

•

•

 Paul Hill/Johannes Kopp: Familie und soziologische 

Theorie

 Michael Wagner: Entwicklung und Vielfalt der Lebens-

formen

 Michaela Kreyenfeld: Wandel der Familienentwicklung 

in West- und Ostdeutschland

 Stefan Hradil: Familie und Sozialstruktur

•

•

•

•

Karin Jurczyk/Martina Heitkötter/Andreas Lange/Uta Meier-Gräwe (Hrsg.):
Zeit für Beziehungen? Zeit und Zeitpolitik für Familien. 
Verlag Barbara Budrich Opladen 2008

Beziehungen brauchen Zeit, damit in Partnerschaften, 

Familien und sozialen Netzen emotionale Bindungen, 

Vertrauen und wechselseitige Fürsorge entstehen können. 

Das Buch schaut auf Zeit unter verschiedenen Blickwin-

keln: als Bedingungen für das Gelingen und als Ressour-

ce familialen Zusammenlebens in der wissensbasierten 

Dienstleistungsgesellschaft.

Massive Umbrüche in der Arbeitswelt mit Tendenzen 

zur Entgrenzung und Entstandardisierung von Erwerbsar-

beit haben auch die Koordinaten der familialen Lebens-

führung erheblich verschoben. Dieser Prozess geht einher 

mit einer steigenden Müttererwerbstätigkeit, der Aufwei-

chung der klassischen Arbeitsteilung zwischen den Ge-

schlechtern, der Differenzierung familialer Lebensformen 

und wachsenden Anforderungen aus der Arbeitswelt. Vor 

allem Frauen agieren verstärkt als „Zeitjongleurinnen“ 

zwischen Familie, öffentlichem Raum und Erwerbssphä-

re, weil sie sich trotz Erwerbsbeteiligung in einem nach 

wie vor weitgehend starren System von Alltagszeiten be-

wegen.

Es entstehen für alle Beteiligten Zeitnot, Zeitlücken, 

Zeitstress und vielfältige Zeitkonfl ikte. Allerdings ent-

stehen auch entwertete Zeiträume insbesondere für er-

werbslose Familien. 

Die Publikation thematisiert die Problematik wie auch 

Chancen familialer Alltags- und Lebenszeit aus den un-

terschiedlichen Perspektiven der Familienmitglieder sowie 

unter Rückgriff auf aktuelle Forschungsergebnisse aus un-

terschiedlichen Bereichen. Darüber hinaus werden auch 

Konzepte und relevante Erfahrungen von gesellschaft-

lichen, betrieblichen und kommunalen Akteuren aufge-

nommen, die an diversen Schnittstellen im öffentlichen 

Raum sowie zwischen Familien- und Arbeitswelt innova-

tive zeitsensible Arrangements zwischen Arbeit und Leben 

als lokale Zeitpolitik entwerfen und umsetzen. 

Aus dem Inhalt:
 Problemanalyse von Zeitnot und entwerteter Zeit

 Zeiten in der Familie

 Zeitliche Verschränkung verschiedener Lebensbe-

reiche

 Zeitpolitik

(Verlagstext)

•

•

•

•
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MIGRATION

Steffen Angenendt: Die Steuerung der Arbeitsmigration in Deutschland. Reformbedarf und 
Handlungsmöglichkeiten (WISO-Diskurs der Friedrich Ebert Stiftung, Bonn. September 2008)

In Deutschland hat eine neue Debatte über Arbeitsmi-

gration begonnen. Vor dem Hintergrund der demogra-

phischen Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung fi n-

det der mittel- und langfristige Zuwanderungsbedarf des 

Landes zunehmend politische Aufmerksamkeit. In den 

Unternehmen, den Gewerkschaften, der Wissenschaft und 

der Politik mehren sich Stimmen, die vor wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Schäden warnen, wenn das Land 

nicht zumindest einen Teil dieser Lücken durch gesteuerte 

Zuwanderung schließe.

Die vorliegende Studie befasst sich mit Möglichkeiten 

der künftigen Gestaltung der arbeitsmarktbezogenen Mig-

rationspolitik in Deutschland, insbesondere mit der Frage, 

mit welchen Verfahren der wirtschaftliche und gesellschaft-

liche Bedarf an qualifi zierten Zuwanderern festgestellt und 

mit welchen Instrumenten eine entsprechende Zuwande-

rung gesteuert werden kann.

Die Studie kommt aufgrund einer Analyse der bishe-

rigen Migrationspolitik, der Wanderungstrends, der de-

mographischen und wirtschaftlichen Entwicklung zu dem 

Schluss, dass auch nach dem Zuwanderungsgesetz und 

dessen Novellierung die Suche nach geeigneten Steue-

rungsinstrumenten für die Zuwanderung von qualifi zierten 

Menschen fortgesetzt werden muss. Sie empfi ehlt, zwei 

Verfahren  - das bereits vorgeschlagene „Punktessystem“ 

und ein arbeitsmarktbezogenes „Engpassverfahren“, über 

das eine Zuwanderung möglich wird, wenn der betreffen-

de Bedarf nicht in dem inländischen Arbeitskräftepotenti-

al gedeckt werden kann – aufzugreifen und diese mitein-

ander zu kombinieren.  

Darüber hinaus sollten die Verfahren strategisch ausge-

richtet sein und mögliche künftige Hauptherkunftsgebiete 

der Zuwanderung nach Europa ins Auge fassen. Schließ-

lich sollten Integrationskonzepte für eine „Integration auf 

Zeit“, also für temporäre Zuwanderer entwickelt werden, 

um Fehler der früheren Gastarbeiterpolitik zu vermeiden.

(Aus der Zusammenfassung)

Aus dem Inhalt
 Bilanz der deutschen Migrationspolitik

 Das Wanderungsgeschehen in Deutschland

 Politische Herausforderungen in Bezug auf arbeits-

marktbezogene Zuwanderung

 Die gegenwärtige Regelung der arbeitsmarktbezo-

genen Zuwanderung

 Notwendige Ergänzungen des Systems zur Steuerung 

der Arbeitsmigration

 Der europäische Rahmen 

(Verlagstext)

•

•

•

•

•

•



36  BiB-MITTEILUNGEN 03/2008

   Pressemeldungen BiB-Mitteilungen   

vom September 2008


